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Referentenentwurf

des Bundesministeriums fir Verkehr und digitale Infrastruktur

Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Anderung mautrechtlicher Vor-
schriften hinsichtlich der EinfUhrung des européischen elektronischen
Mautdienstes

(2. EEMD-Gesetz)

A. Problem und Ziel

Es gibt in Europa eine Vielzahl verschiedener mautpflichtiger Streckennetze und Mautsys-
teme. Ein Lkw, der europaweit zum StralR3engitertransport eingesetzt werden soll, muss
bei verschiedenen Mauterhebern registriert und mit mehreren elektronischen Fahrzeugge-
réten ausgestattet werden, um die Maut in den verschiedenen Mautgebieten zu zahlen.

Auf Grundlage der Richtlinie 2004/52/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 Uber die Interoperabilitdt elektronischer Mautsysteme in der Gemein-
schaft (ABI. L 200 vom 7.6.2004, S. 50) (alte Interoperabilitatsrichtlinie) sowie der Ent-
scheidung 2009/750/EG der Kommission vom 6. Oktober 2009 Uber die Festlegung der
Merkmale des europaischen elektronischen Mautdienstes und seiner technischen Kom-
ponenten (ABI. L 268 vom 13.10.2009, S. 11) (EEMD-Entscheidung) wurde ein europai-
scher elektronischer Mautdienst (EEMD oder Mautdienst) in der Europaischen Union ein-
gefuihrt. Die Mitgliedstaaten sind nach den unionsrechtlichen Vorgaben verpflichtet, die
Voraussetzungen dafir zu schaffen, dass der Dienst in den elektronischen Mautsystemen
der EU angeboten werden kann, insbesondere durch die Herstellung der Interoperabilitat
der Mautsysteme.

Die Einfuhrung des Mautdienstes dient der Entblrokratisierung des grenziberschreiten-
den Stral3engltertransportes in Europa. Der Mautdienst soll die Entrichtung von Mautge-
buhren auf Grundlage eines einzigen Vertrages mit einem einzigen Anbieter von maut-
dienstbezogenen Leistungen (Anbieter), mit nur einem Fahrzeuggerat und Uber eine Ab-
rechnung in der gesamten Europaischen Union erméglichen. Die Nutzer der mautdienst-
bezogenen Leistungen (Nutzer) sollen mit einem Anbieter ihrer Wahl einen Vertrag ab-
schlieBen kdnnen. Der Mautdienst erganzt die nationalen Mautsysteme. Die Nutzer kon-
nen auch weiterhin die Mautgebihren in den Mitgliedstaaten unmittelbar an den zustandi-
gen Mauterheber bzw. Betreiber bezahlen.

Mauterheber im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland kdnnen der Bund, die
Lander und die Kommunen sein, jeweils vertreten durch zusténdige Behérden, die fur die
Benutzung der jeweiligen Verkehrsinfrastruktur Maut erheben. Da derzeit nur flr Bunde-
sautobahnen und BundesstraRen Mautgebiihren erhoben werden, ist der Bund, vertreten
durch das Bundesamt fir Giterverkehr, zurzeit der einzige Mauterheber in Deutschland.

1. Umsetzung der Interoperabilitatsrichtlinie (EU) 2019/520

Die Interoperabilitatsrichtlinie 2004/52/EG wurde einer Revision unterzogen. Die neue
Interoperabilitétsrichtlinie (EU) 2019/520 des Européaischen Parlaments und des Rates
vom 19. Marz 2019 Uber die Interoperabilitat elektronischer Mautsysteme und die Erleich-
terung des grenziberschreitenden Informationsaustauschs tber die Nichtzahlung von
StraRenbenutzungsgebihren in der Union (ABI. L 91 vom 29.3.2019, S. 45) ist am
19.04.2019 in Kraft getreten und ist bis zum 19.10.2021 in deutsches Recht umzusetzen.



-2- Bearbeitungsstand: 01.12.2020 17:48 Uhr

Neben der Richtlinie wurden die delegierte Verordnung (EU) 2020/203 der Kommission
vom 28. November 2019 Uber die Klassifizierung von Fahrzeugen, Pflichten der Nutzer
des européaischen elektronischen Mautdienstes, Anforderungen an Interoperabilitdétskom-
ponenten und Mindesteignungskriterien fir benannte Stellen (ABI. L 43 vom 17.2.2020, S.
41) und die Durchfuhrungsverordnung (EU) 2020/204 der Kommission vom 28. November
2019 Uber detaillierte Pflichten der Anbieter des européischen elektronischen Mautdiens-
tes, den Mindestinhalt der Vorgabe fiir das EETS-Gebiet, elektronische Schnittstellen und
Anforderungen an Interoperabilitatskomponenten sowie zur Aufhebung der Richtlinie
2009/750/EG (ABI. L 43 vom 17.2.2020, S. 49) erlassen. Gemall dem Abkommen Uber
den Europdaischen Wirtschaftsraum (EWR) (Beschluss 94/1/EG des Rates und der Kom-
mission vom 13. Dezember 1993 (ABI. L 1 vom 3. Januar 1994, S.1)) sind die Hoheitsge-
biete Liechtensteins, Islands und Norwegens fir die Zwecke der Umsetzung der Richtlinie
als Teil des Gebiets der Europaischen Union anzusehen. Die Bezeichnung ,Europdaische
Union“ bezeichnet daher hier das Gebiet des EWR.

Durch die Interoperabilitatsrichtlinie sind den Mitgliedstaaten verschiedene Regelungsauf-
gaben Ubertragen worden. Dabei ist es den Mitgliedstaaten Uberlassen, die hotwendigen
Malnahmen zur Umsetzung der Interoperabilitatsrichtlinie entsprechend ihren jeweiligen
nationalen Rechtsordnungen sowie den Rahmenbedingungen ihres Mauterhebungssys-
tems zu ergreifen. Im Rahmen der Revision der Interoperabilitatsrichtlinie 2004/52/EG
wurden an bestehenden Regelungen der Richtlinie Anderungen vorgenommen, Inhalte
der EEMD-Entscheidung 2009/750/EG in die Richtlinie tberftihrt und neue Regelungen
hinzugefugt. Die neue Richtlinie sieht u.a. erstmalig einen Anspruch der EEMD-Anbieter
auf eine Vergltung durch den Bund vor und den Informationsaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten der EU Uber die Nichtentrichtung der Maut in Bezug auf Daten zum Fahr-
zeug und Eigentiimer oder Halter des Fahrzeugs tUber EUCARIS.

2. weitere Anpassungen mautrechtlicher Vorschriften

Durch Anderungen im Mautsystemgesetz wird den zustandigen Behorden des Bundes
oder der Lander ermoéglicht, die Berechnung der Maut kiinftig einheitlich fur alle Nutzer
der EEMD-Anbieter vorzunehmen und bietet ihnen damit mehr Flexibilitdt hinsichtlich der
Gestaltung ihrer Mautsysteme und der Ubertragung von Aufgaben an die Anbieter. Die
EEMD-Anbieter sind in Deutschland bislang dazu verpflichtet, die Berechnung der Maut
mittels der Erkennung und Tarifierung maupflichtiger Fahrten ihrer Nutzer selbst durchzu-
fuhren. Die zustdndigen Behdrden kdnnen kiinftig, sofern sie die Berechnung der Maut
selbst durchfuihren, die Erkennung von Befahrungen des mautpflichtigen Streckennetzes
und die Ermittlung der fir die Befahrungen zu entrichtenden Maut selbst vornehmen. Die
Berechnung der Maut durch den Mauterheber wird in &hnlicher Form auch in anderen
europdischen Staaten umgesetzt. Fir das derzeit einzige Mautsystem in Deutschland
wird im BundesfernstraRenmautgesetz die Mdglichkeit geschaffen, dass das Bundesamt
fur Guterverkehr die Berechnung der Maut durchfuhrt.

Der technologische Fortschritt bei der Entwicklung von Fahrzeuggeraten hat dazu gefihrt,
dass bereits jetzt vermehrt Fahrzeuggerate verwendet werden, die nicht fest in ein Fahr-
zeug eingebaut werden, sondern lediglich an die Stromversorgung angeschlossene Fahr-
zeuggerate (sog. ,Windshield-OBU"). Es kdnnten kinftig zudem Fahrzeuggeréte einge-
setzt werden, deren Bedienung Uber eine Applikation auf dem Smartphone erfolgt. Die
Nutzung dieser Gerate soll durch die Offnung der mautrechtlichen Vorschriften ermdglicht
werden.

Es sollen zudem verschiedene gesetzliche Klarstellungen in den Bereichen Datenschutz,
Nutzung von Mautdaten als Beweismittel in Nacherhebungs- und Ordnungswidrigkeiten-
verfahren und fir statistische Zwecke, Aufrechnungsverbot gegen Mautforderungen und
Verwendung des Mautaufkommens vorgenommen werden.
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Das vorliegende Gesetz dient der Anpassung des nationalen Rechts an die zwingenden
Vorgaben der neuen Interoperabilitatsrichtlinie. Es werden zudem die rechtlichen Ande-
rungen vorgenommen, die fir die Berechnung der Maut der EEMD-Nutzer durch die zu-
standigen Behdrden des Bundes oder der Lander und zur Klarstellung oder Erganzung
bestehender mautrechtlicher Regelungen notwendig sind. Durch die Gesetzesanderun-
gen notwendige Folgednderungen in den Rechtsverordnungen werden im Wege des Ver-
ordnungsgebungsverfahrens vorgenommen.

B. Losung

Die aufgrund der Revision der Interoperabilitatsrichtlinie und der Schaffung der Moglich-
keit der Berechnung der Maut durch die zustéandigen Behorden des Bundes oder der Lan-
der sowie zur Klarstellung bestehender mautrechtlicher Regelungen erforderlichen Ande-
rungen nationaler Vorschriften zur Erhebung von streckenbezogenen Gebiihren sollen
durch das vorliegende Anderungsgesetz umgesetzt werden.

Die Anderungen erfolgen im Mautsystemgesetz (Artikel 1) und im Bundesfernstrazen-
mautgesetz (Artikel 2).

Den Abschluss des Artikelgesetzes bildet die Regelung zum Inkrafttreten (Artikel 3).

C. Alternativen

In Bezug auf die Inhalte der Interoperabilitatsrichtlinie bestehen keine anderen Moglichkei-
ten, da die zwingenden unionsrechtlichen Vorgaben umgesetzt werden missen. Die Mdg-
lichkeit zur Berechnung der Maut durch die zustandigen Behdrden des Bundes oder der
Lander, insbesondere das Bundesamt fur Guterverkehr fir das bestehende Mautsystem,
koénnte nicht geschaffen werden. Die Mdéglichkeit der Berechnung durch die zustandigen
Behdrden dient jedoch dazu, mehr Flexibilitat hinsichtlich der Gestaltung des Mautsys-
tems und der Ubertragung von Aufgaben an die Anbieter zu erlangen. Sie soll zudem die
Gebuihrengerechtigkeit sicherstellen, da die Tarifierung fur alle Mautpflichtigen tber das
gleiche System erfolgt, sie erhéht die Flexibilitat fur Anpassungen im mautpflichtigen Stre-
ckennetz und bote insbesondere fir neu in den Markt eintretende Anbieter Vorteile, da
das Zulassungsverfahren vereinfacht und die Anfangsinvestitionen fiir die Tatigkeit in
Deutschland verringert werden.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Mit der Anpassung der Rechtsgrundlagen des Mautdienstes ist keine Veranderung bei
den Mauteinnahmen im Einzelplan 12 zu erwarten.

Die Ausgaben fur Personal- und Sachmittel umfassen einmalige und laufende Ausgaben.
Es entfallen rund 850 Tsd. Euro einmalig auf das Haushaltsjahr 2021 und rund 3,4 Mio.
Euro auf die Haushaltsjahre ab 2022. Es entsteht ein zusatzlicher Bedarf von insgesamt
26,5 Planstellen/Stellen im mittleren und gehobenen Dienst beim Bundesamt fur Giter-
verkehr und bei der Bundesanstalt fur Verwaltungsdienstleistungen.

Gemal § 11 des BundesfernstraRenmautgesetzes wird der gesamte Aufwand aus den
Mauteinnahmen finanziert. Die Mehraufwénde sind finanziell im Einzelplan 12 auszuglei-
chen.
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E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand far Burgerinnen und Birger

Burgerinnen und Burger sind vom Mautdienst nicht betroffen. Fur Blrgerinnen und Blrger
werden keine Informationspflichten eingefiihrt, gedndert oder aufgehoben.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Der Mautdienst fuihrt grundséatzlich zu keiner finanziellen oder zeitlichen Belastung von
Unternehmen. Beim Mautdienst handelt es sich um einen freiwilligen Dienst, d.h. den
mautpflichtigen Unternehmen steht es frei zu entscheiden, ob sie daran teilnehmen wol-
len. Der Mautdienst dient der zeitlichen und administrativen Entlastung im grenziber-
schreitenden Giterverkehr. Erfolgt die Berechnung der Maut durch die zustandigen Be-
horden, werden die Anbieter nicht mit der Durchfihrung der entsprechenden Verfahren
und dem Aufbau und Betrieb der notwendigen technischen Systeme belastet.

Es ist zwar mdglich, dass ein Anbieter fur die von ihm erbrachten mautdienstbezogenen
Leistungen vom Nutzer ein Entgelt verlangt. Jedoch werden die Guterkraftverkehrsunter-
nehmen am Mautdienst nur dann teilnehmen, wenn die von den Anbietern verlangten
Entgelte und der zeitliche Aufwand unter den administrativen Kosten und der zeitlichen
Belastung liegen, welche die Unternehmen hatten, wenn sie sich — wie bisher — direkt bei
den verschiedenen Mauterhebern bzw. den nationalen Betreibern registrieren und mehre-
re Fahrzeuggerate in ihren Lkw installieren.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

Die Informationspflichten der Anbieter und der Unternehmen werden mit diesem Ande-
rungsgesetz Uberwiegend nur inhaltlichen Anderungen unterworfen. Es wird lediglich eine
bestehende Informationspflicht der Anbieter erweitert.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung
Bund:

Fur die Durchfihrung dieses Gesetzes fallen beim Bundesministerium fur Verkehr und
digitale Infrastruktur, beim Bundesamt fur Guterverkehr und beim Kraftfahrt-Bundesamt
einmaliger Umstellungsaufwand (einmalige Kosten, Investitionskosten) sowie jahrlicher
Erflllungsaufwand (jahrliche Kosten) an.

Beim Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur entstehen jahrliche Kosten
(inkl. Personal- und Betriebskosten) von rund 530 Euro.

Das Bundesamt fur Guterverkehr geht geschatzt von einmaligen Kosten in Hohe von rund
600 Tsd. Euro aus. Die jahrlichen Kosten (inkl. Personal- und Betriebskosten) werden im
eingeschwungenen Zustand geschatzt bei rund 3,4 Mio. Euro liegen. Die Kosten schlie-
Ben die Verglutung der Betreibergesellschaft Toll Collect GmbH fiir die Anpassung und
den Betrieb der technischen Systeme ein.

Zusatzlich werden derzeit beim Kraftfahrt-Bundesamt einmalige Kosten fir die Einrichtung
des Informationsaustauschs zwischen den Mitgliedstaaten in H6he von rund 250 Tsd.
Euro und jahrliche Kosten (inkl. Personal- und Betriebskosten) von rund 14 Tsd. Euro
geschatzt.



-5- Bearbeitungsstand: 01.12.2020 17:48 Uhr

Lander und Kommunen:

Die Lander und Kommunen betreiben derzeit keine Mautsysteme. Daher fallen dort keine
Kosten im Zusammenhang mit diesem Gesetz an.

Eine Evaluierung der jahrlichen Kosten ist nicht erforderlich, da diese aus der Umsetzung
von Vorgaben der Europaischen Union entstehen.
F. Weitere Kosten

Einzelpreisanpassungen und Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Verkehr und
digitale Infrastruktur

Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Anderung mautrechtlicher Vor-

schriften hinsichtlich der Einfihrung des europaischen elektronischen

Mautdienstes?

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Mautsystemgesetzes

Das Mautsystemgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2014

(BGBI. I S. 1980), das durch Artikel 144 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBI. |
S. 1626) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 1 Absatz 3 wird wie folgt ge&ndert:
a) Die Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. elektronische Mautsysteme, soweit die Mauterhebung nicht die Benutzung
eines Fahrzeuggerates durch ein mautpflichtiges Fahrzeug erfordert oder
nicht durch automatische Kennzeichenerkennung automatisch festgestellt
wird, dass sich ein Fahrzeug auf dem mautpflichtigen Streckennetz befin-
det,”.

b) In Nummer 2 wird am Ende der Punkt durch das Wort ,,, oder” ersetzt.
c) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 angeflgt:
»3. Parkgebihren®.
In § 2 werden nach dem Wort ,genommen* die Woérter ,oder betrieben” eingefiigt.
§ 3 wird wie folgt gefasst:

»(1) Bund und L&nder haben ihre elektronischen Mautsysteme nach MaRgabe
des Absatzes 2 so zu betreiben, dass der européaische elektronische Mautdienst, der
es Nutzern ermdéglicht, die Maut fir ein Fahrzeug in mehreren mautpflichtigen Stre-
ckennetzen auf Grundlage eines einzigen Vertrags und gegebenenfalls mit einem
Bordgerat zu zahlen (Mautdienst), ermdglicht wird. Der Mautdienst wird von Stellen
erbracht, die Nutzern durch einen Vertrag Zugang zu mehreren mautpflichtigen Stre-
ckennetzen gewahren, die Maut des Mautschuldners an die fur die Erhebung der
Maut in Bund und Landern zusténdige Behoérde zahlen und die im Niederlassungs-
mitgliedstaat registriert sind (Anbieter).

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/520 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 19. Marz 219 Uber die Interoperabilitat elektronischer Mautsysteme und die Erleichte-
rung des grenziiberschreitenden Informationsaustauschs tber die Nichtzahlung von StraRenbenut-
zungsgebiihren in der Union (ABI. L 91 vom 29.3.2019, S. 45).
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(2) Die elektronischen Mautsysteme von Bund und Landern mussen den Anfor-
derungen der Richtlinie (EU) 2019/520 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 19. Marz 2019 dber die Interoperabilitdt elektronischer Mautsysteme und die Er-
leichterung des grenziberschreitenden Informationsaustauschs Uber die Nichtzah-
lung von Stra3enbenutzungsgebihren in der Union (ABI. L 91 vom 29.3.2019, S. 45)
in ihrer jeweils geltenden Fassung und der auf Grund dieses Rechtsaktes erlassenen
Rechtsakte der Organe der Européischen Gemeinschaft oder der Europaischen Uni-
on, insbesondere der delegierten Verordnung (EU) 2020/203 der Kommission vom
28. November 2019 uber die Klassifizierung von Fahrzeugen, Pflichten der Nutzer
des européaischen elektronischen Mautdienstes, Anforderungen an Interoperabilitats-
komponenten und Mindesteignungskriterien fir benannte Stellen (ABI. L 43 vom
17.2.2020, S. 41) und der Durchflihrungsverordnung (EU) 2020/204 der Kommission
vom 28. November 2019 Uber detaillierte Pflichten der Anbieter des européaischen
elektronischen Mautdienstes, den Mindestinhalt der Vorgabe fir das EETS-Gebiet,
elektronische Schnittstellen und Anforderungen an Interoperabilititskomponenten
sowie zur Aufhebung der Entscheidung 2009/750/EG (ABI. L 43 vom 17.2.2020, S.
49), entsprechen.”

In 8 4 werden nach dem Wort ,Leistungen” die Woarter ,als Anbieter* eingefligt und
nach dem Wort ,will* das Wort ,,(Anbieter)” gestrichen.

8 5 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 3 Buchstabe b wird vor dem Wort ,Zertifikat* die Angabe ,EG-" gestri-
chen und werden die Worter ,Nummer 1 des Anhangs IV der Entscheidung
2009/750/EG" durch die Wérter ,Anhang lll der Durchfiihrungsverordnung (EU)
2020/204" ersetzt.

b) In Nummer 5 wird das Wort ,alle” durch die Worter ,den nach § 12 Absatz 1 ab-
zudeckenden* ersetzt.

8 9 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Streckennetze* die Wérter ,nach Mal3gabe
des Anhangs Il der Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/204" eingeflgt.

bb) In Satz 2 Nummer 1 werden die Warter ,einschlie3lich einer* durch die Wor-
ter ,und die” ersetzt und die Worter ,eines gleichwertigen Finanzinstruments*
durch die Worter ,ein gleichwertiges Finanzinstrument* ersetzt.

cc) Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt geéndert:

aaa) Buchstabe b) werden dem Wortlaut die Worter ,der Mitwirkung der
Anbieter bei der Berechnung der Maut und“ vorangestellt.

bbb) Buchstabe c) wird wie folgt gefasst:

»die technischen Schnittstellen nach Anhang | der Durchfiihrungsver-
ordnung (EU) 2020/204, einschlief3lich des Anlegens von Sperrlisten
und Nutzerlisten, den Zugriff darauf und die Ubermittlung von Sperr-
listen und Nutzerlisten oder Daten daraus".

ccc) In Buchstabe d) werden vor dem Wort ,Daten” die Worter
,Positionsdaten und fir die Hohe der Maut maf3geblichen Merkmale
der Fahrzeugklassifizierung und“ eingeflgt.
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ddd) In Buchstabe f) werden vor dem Wort ,Daten* die Worter
»Positionsdaten und fir die Hohe der Maut malRgeblichen Merkmale
der Fahrzeugklassifizierung und“ eingeflgt.

eee) Buchstabe j) wird wie folgt gefasst:

»])  der Geschaftsbedingungen, einschlie3lich der Methode der Be-
rechnung der von der fur die Erhebung der Maut zustandigen
Behdrde des Bundes oder eines Landes an die Anbieter zu zah-
lenden Vergitung und der Anforderungen an die Dienstleis-
tungsqualitat,”.

fff) In Buchstabe I) wird das Wort ,und” durch ein Komma ersetzt.
ggg) In Buchstabe m) wird der Punkt durch das Wort ,und” ersetzt.
hhh) Nach dem Buchstaben m) wird der folgende Buchstabe n) angeftgt:
»N) der Vermittlungsstelle nach § 28.“
b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Die jeweils fur die Erhebung einer Maut in Bund und Landern zustandigen Be-
hérden haben die Angaben nach Absatz 1 so rechtzeitig an das Bundesamt fur
Guterverkehr zur Aufnahme in das Mautdienstregister nach § 21 Absatz 1 zu
ubermitteln, dass die Zulassung von Anbietern oder die Wiederholung von Teilen
des Zulassungsverfahrens spatestens einen Monat vor Beginn der Mauterhe-
bung auf Grundlage der Angaben nach Absatz 1 abgeschlossen werden kann.*

c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort ,ferner” gestrichen.

Nach § 10 wird folgender § 10a eingefugt:

.8 10a
Vergutung

(1) Die fur die Erhebung der Maut zustéandige Behdrde des Bundes oder eines
Landes zahlt jedem zugelassenen Anbieter eine Vergitung. Die Methode der Be-
rechnung wird von der zustandigen Behorde transparent, diskriminierungsfrei und fur
alle fur das jeweilige mautpflichtige Streckennetz zugelassenen Anbieter identisch
festgelegt und in den Gebietsvorgaben nach § 9 verdéffentlicht.

(2) In mautpflichtigen Streckennetzen mit einem Betreiber, dem der Betrieb ei-
nes Systems zur Erhebung der Maut Ubertragen oder der beauftragt wurde, an der
Erhebung der Maut mitzuwirken, muss die Methode der Berechnung der Vergutung
der Anbieter derselben Struktur folgen wie bei der Vergttung vergleichbarer Dienste
des Betreibers. Die Hohe der Vergiltung der Anbieter kann sich von der Vergltung
des Betreibers unterscheiden, soweit

1. der Betreiber eine Vergitung fur Kosten fur die Erfillung von Anforderungen und
Verpflichtungen erhalt, die nicht fir die Anbieter gelten, und

2. die zustandige Behorde von der Vergltung der Anbieter feste Entgelte fur die
Kosten, die ihr fur die Bereitstellung, den Betrieb und die Instandhaltung eines
den Anforderungen des Mautdienstes entsprechenden Systems in seinem maut-
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pflichtigen Streckennetz entstehen, einschliellich der Zulassungskosten, abzie-
hen, sofern diese nicht in der Maut enthalten sind.”

8. 8§12 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

.~Jeder Anbieter ist verpflichtet, innerhalb von 36 Monaten nach seiner Registrie-
rung Zulassungsvertrage Uber alle mautpflichtigen Streckennetze mit elektroni-
schen Mautsystemen im Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2019/520 in
mindestens vier Mitgliedstaaten der Europaischen Union und den anderen Ver-
tragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum abzu-
schlielRen. Jeder Anbieter ist verpflichtet, innerhalb von 24 Monaten nach dem
Abschluss des ersten Zulassungsvertrags in einem Mitgliedstaat der Européi-
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den Euro-
paischen Wirtschaftsraum Zulassungsvertrage Uber alle zum Mautdienst geho-
renden mautpflichtigen Streckennetze in diesem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat
abzuschliel3en, soweit der Mauterheber in dem jeweiligen zum Mautdienst geho-
renden mautpflichtigen Streckennetz die Vorgaben in Artikel 6 Absatz 3 der
Richtlinie (EU) 2019/520 beachtet. Soweit die Abdeckung nach Satz 1 nicht mehr
gegeben ist, ist der Anbieter verpflichtet, die vollstandige Abdeckung unverzig-
lich wiederherzustellen.”

In Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

~Jeder beim Bundesamt fur Guterverkehr registrierte Anbieter ist verpflichtet, In-
formationen Uber die von ihm abgedeckten mautpflichtigen Streckennetze sowie
die eintretenden Anderungen unverziglich zu veréffentlichen und innerhalb eines
Monats nach der Registrierung ausflihrliche Plane fir die Erweiterung seiner
Dienste auf weitere mautpflichtige Streckennetze zu veroffentlichen und jahrlich
zu aktualisieren.”

9. § 13 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»Ein zugelassener Anbieter hat seinen Nutzern auf deren Anforderung Fahrzeug-
gerate zur Verflgung zu stellen, die den in der Richtlinie (EU) 2019/520, der
Richtlinie 2014/53/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. April
2014 Uber die Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tber
die Bereitstellung von Funkanlagen auf dem Markt und zur Aufhebung der Richt-
linie 1999/5/EG (ABI. L 153 vom 22.5.2014, S. 62) und der Richtlinie 2014/30/EU
des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmo-
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tber die elektromagnetische
Vertraglichkeit (ABI. L 96 vom 29.3.2014, S. 79) festgelegten technischen Anfor-
derungen entsprechen. Auf Verlangen des Bundesamtes fir Glterverkehr hat
der Anbieter nachzuweisen, dass die Anforderung nach Satz 1 erfullt wird.*

Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

.Die beim Bundesamt fur Guterverkehr registrierten Anbieter sind verpflichtet,
Nutzern die Bedingungen offenzulegen, die sie den Vertragen mit ihnren Nutzern
zu Grunde legen. Anbieter mussen die Nutzer bei Abschluss eines Vertrags uber
gultige Zahlungsmittel sowie geman der Verordnung (EU) 2016/679 des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1)
Uber die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten und ihre Rechte aus den
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geltenden Rechtsvorschriften zum Schutz personenbezogener Daten informie-
ren.”

10. § 14 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort ,Unverandertheit* durch das Wort
L<Unveranderlichkeit* ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Fahrzeuggeraten“ die Worter ,und in der
Applikation der Mobilgerate” eingefugt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort ,resultieren* die Worter ,oder daraus, dass
die Konfiguration von verénderlichen oder unveranderlichen Merkmalen fir
die Fahrzeugklassifizierung in der Applikation des Mobilgeréates von der im
Fahrzeuggerat abweicht” eingeflgt.

Nach Absatz 2 werden folgende Absétze 3 und 4 angefiigt:

»(3) Jeder zugelassene Anbieter stellt der zustandigen Behdrde des Bundes
oder der Lander die Informationen zur Verfigung, die die zusténdige Behdrde
bendtigt, um die Maut fir die Fahrzeuge der Nutzer zu berechnen und zu erhe-
ben. Jeder zugelassene Anbieter stellt der zustandigen Behodrde des Bundes o-
der der Lander alle erforderlichen Informationen bereit, um die Berechnung der
von dem Anbieter fur die Fahrzeuge seiner Nutzer geschuldeten Maut tberprifen
zu kénnen.

(4) Jeder zugelassene Anbieter ist verpflichtet, die zustandige Behdrde des
Bundes oder der Lander bei der Durchfuhrung der Nacherhebung von Maut und
der Kontrolle zu unterstiitzen und bei Verdacht auf die Nichtentrichtung der Maut
eines Nutzers der zustandigen Behdrde auf Anfrage die Daten zu dem an der
mutmallichen Nichtentrichtung der Maut beteiligten Fahrzeug und zu dem Eigen-
timer oder Halter dieses Fahrzeugs unverziiglich zu tibermitteln.”

11. § 15 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 3 werden folgende Satze 2 und 3 angefligt:

~S0fern das Fahrzeuggerat Uber eine Applikation im Mobilgerat des Nutzers ge-
steuert wird, haben Nutzer auch sicherzustellen, dass das Mobilgerat, das mit
dem Fahrzeuggerat verbunden ist, wahrend des Einsatzes in den zum Maut-
dienst gehdrenden mautpflichtigen Streckennetzen funktionsfahig ist. Werden
zwei oder mehr Fahrzeuggerate in einem Fahrzeug installiert oder mitgefuihrt, hat
der Nutzer das entsprechende Fahrzeuggerat fur das konkrete zum Mautdienst
gehorende mautpflichtige Streckennetz zu nutzen oder zu aktivieren.”

In Absatz 4 Satz 1 werden im ersten Satzteil nach dem Wort ,Fahrzeuggerate*
die Worter ,und die Applikation der mit den Fahrzeuggeréaten verbundenen Mo-
bilgerate” eingefligt und im zweiten Satzteil nach dem Wort ,Fahrzeuggerate die
Warter ,,und die Applikation* eingefligt

12. § 16 Absatz 6 wird aufgehoben.

13. 8§ 17 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:



14.

15.

16.

17.
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.Die jeweils fur die Erhebung einer Maut in Bund und Landern zustandigen
Behdrden missen die Informationen, die fur die Berechnung der Maut in dem je-
weiligen mautpflichtigen Streckennetz und fir die Durchfiihrung der Mauttransak-
tion erforderlich sind (Maut-Basisdaten), vorgeben.”

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 3 wird das Wort ,Fahrzeugarten® durch das Wort ,Fahrzeuge" er-
setzt.

bb) In Nummer 4 werden die Worter ,Klassifizierung der Fahrzeugarten* durch
das Wort ,Fahrzeugklassifizierung* ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,(3) Die in Absatz 2 genannten Maut-Basisdaten und jede Anderung sind
dem Bundesamt fur Guterverkehr entsprechend der Frist in 8 9 Absatz 2 schrift-
lich mitzuteilen.”

§ 18 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die Berechnung der Maut ist vom Bund und den Landern auf der Grundlage
einer Klassifizierung der Fahrzeuge festzulegen. Die Fahrzeuge durfen nur nach An-
hang | der delegierten Verordnung (EU) 2020/203 klassifiziert werden.

(2) Die fur die Erhebung der Maut im Bund und in den L&ndern zustandigen Be-
horden tbermitteln dem Bundesamt fur Giterverkehr und dem Bundesministerium fir
Verkehr und digitale Infrastruktur mindestens sechs Monate vor der Einfihrung neuer
Merkmale fiir die Fahrzeugklassifizierung Informationen tber die Einfiilhrung der neu-
en Merkmale fur die Fahrzeugklassifizierung. Das Bundesministerium fir Verkehr und
digitale Infrastruktur unterrichtet die Kommission, die anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropaischen Union, die anderen Vertragsstaaten des Abkommens lber den Europai-
schen Wirtschaftsraum und die Anbieter sechs Monate vor der Einfihrung der neuen
Merkmale der Fahrzeugklassifizierung tber die Einfihrung.”

8 19 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

.Bund und Lander kénnen von einem zugelassenen Anbieter fiir alle von diesem
verwalteten Nutzerkonten neben den Zahlungen bei nachgewiesenen Mautbu-
chungsnachweisen oder Positionsdaten und fur die Héhe der Maut maRgeblichen
Merkmalen der Fahrzeugklassifizierung zu einer Nutzung des mautpflichtigen Stre-
ckennetzes auch Zahlungen im Fall der nachweislichen Nichtibermittlung eines
Mautbuchungsnachweises oder von Positionsdaten und fiir die Hohe der Maut mal3-
geblichen Merkmalen der Fahrzeugklassifizierung zu einer Nutzung des mautpflichti-
gen Streckennetzes verlangen.”

8 20 wird wie folgt gefasst:

.Betreiber und Anbieter haben ihre Buchfihrung so zu gestalten, dass eine eindeuti-
ge Unterscheidung der Kosten und Einnahmen im Zusammenhang mit der Tatigkeit
als Betreiber oder Anbieter von den Kosten und Einnahmen im Zusammenhang mit
anderen Tatigkeiten moglich ist. Ein Ausgleich von Gewinnen und Verlusten zwischen
der Téatigkeit als Betreiber oder Anbieter und sonstigen Téatigkeiten darf nicht erfolgen.
Die Informationen Uber die Kosten und Einnahmen im Zusammenhang mit der Téatig-
keit als Betreiber oder Anbieter werden der Vermittlungsstelle nach § 28 Absatz 1 o-
der dem zustandigen Gericht auf Anfrage bereitgestellt.”

§ 21 wird wie folgt geandert:



b)
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Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) In Nummer 2 wird am Ende der Punkt durch das Wort ,,und” ersetzt.
bb) Es wird folgende Nummer 3 angeflgt:

.,3. Name und Adresse der zentralen Anlaufstelle nach § 35, einschlief3lich
deren zentraler E-Mail-Adresse und deren zentraler Telefonnummer.”

In Absatz 4 werden die Worter ,den registerfiihrenden Stellen in den anderen
Mitgliedstaaten der Europaischen Union und in den anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum sowie* gestrichen.

18. In § 22 Absatz 2 werden die Worter ,2004/52/EG, der Entscheidung 2009/750/EG*
durch die Wérter ,,(EU) 2019/520, der delegierten Verordnung (EU) 2020/203 und der
Durchfuhrungsverordnung (EU) 2020/204" ersetzt.

19. § 23 wird wie folgt geéandert:

a)

b)

d)

In Absatz 1 werden die Woérter IV Nummer 1 der Entscheidung 2009/750/EG*
durch die Wérter Il Ziffer | bis IV der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/204*
ersetzt.

In Absatz 2 werden die Woérter IV Nummer 2 der Entscheidung 2009/750/EG*
durch die Worter Il Ziffer V der Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/204" er-
setzt.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter IV der Entscheidung 2009/750/EG" durch die
Worter Il der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/204" ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worter IV Nummer 3 der Entscheidung 2009/750/EG*
durch die Warter Il Ziffer VI der Durchflihrungsverordnung (EU) 2020/204*
ersetzt.

Es wird folgender Absatz 5 angefigt:

»(5) Die fur die Erhebung einer Maut im Bund und in den Landern zustandi-
gen Behorden richten fir das jeweilige mautpflichtige Streckennetz eine Testum-
gebung ein, in der ein Anbieter oder seine Bevollmachtigten die Gebrauchstaug-
lichkeit seiner Fahrzeuggerate prifen kdnnen und eine Bescheinigung uber den
erfolgreichen Abschluss der entsprechenden Tests erhalten kénnen. Die zustan-
digen Behorden kénnen eine einheitliche Testumgebung fir mehr als ein maut-
pflichtiges Streckennetz einrichten und einem Bevollmé&chtigten erméglichen, die
Gebrauchstauglichkeit einer Art von Fahrzeuggeréten fir mehr als ein mautpflich-
tiges Streckennetz zu prifen. Die zustandigen Behdrden kénnen von den Anbie-
tern oder von deren Bevollméchtigten ein Entgelt fir die Durchfihrung der ent-
sprechenden Tests verlangen.”

20. § 25 wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,Fahrzeuggeraten“ die Warter ,,und bei
der Applikation des Mobilgerétes, das mit dem Fahrzeuggerat verbunden ist,”
eingefigt und vor dem Wort ,Fahrzeugklassifizierung“ die Woérter ,Merkmale fur
die" eingefigt.



21.

22.

23.

b)

d)
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In Absatz 2 wird die Angabe ,2004/52/EG*" durch die Angabe ,(EU) 2019/520“ er-
setzt und das Wort ,Fahrzeugarten“ durch das Wort ,Fahrzeuge” ersetzt.

In Absatz 3 werden nach dem Wort ,Fahrzeuggeraten” die Woérter ,,und bei der
Applikation des Mobilgerates, das mit dem Fahrzeuggerat verbunden ist,” einge-
flgt.

In Absatz 4 wird folgender Satz 2 angefigt:

.Sle kdnnen eigene Hardware und Software nutzen oder Elemente anderer im
Fahrzeug vorhandener Hardware und Software verwenden, wenn diese insbe-
sondere den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Datenschutz-
Grundverordnung entsprechen.”

8 27 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 1 werden die Worter IV der Entscheidung 2009/750/EG" durch die
Worter Il der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/204" ersetzt.

Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,2004/52/EG und Artikel 17 Absatz 2 in Verbin-
dung mit Anhang V der Entscheidung 2009/750/EG" durch die Worter ,(EU)
2019/520 und des Anhangs Il der delegierten Verordnung (EU) 2020/203*
ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefuigt:

.Die Anforderungen des Anhangs Il der delegierten Verordnung (EU)
2020/203 gelten als erfiillt, wenn die Stellen den Bewertungskriterien der
einschlagigen europaischen Normen entsprechen.”

In Absatz 5 wird nach den Woértern ,Kriterien nach Absatz" die Angabe ,2 Satz 2*
durch die Angabe ,3 Satz 3" ersetzt, nach dem Wort ,Artikel“ die Angabe ,5*
durch die Angabe ,31“ ersetzt und die Angabe ,2004/52/EG" durch die Angabe
»(EU) 2019/520" ersetzt.

§ 28 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,lUbertragt” die Worter ,einer Behdrde
oder* eingefugt.

In Absatz 3 Satz 2 werden die Wdrter ,Kosten und Risiken der Vertragsparteien
angemessen widerspiegeln“ durch die Worter ,dass die Vergutung der Anbieter
nach § 10a erfolgt* ersetzt.

In Absatz 6 werden die Worter ,,die Grundsatze und Methodik ihrer Arbeit* durch
die Worter ,ihre Arbeit, Leitlinien und Verfahren“ ersetzt.

In 8§ 32 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,2004/52/EG, der Entscheidung
2009/750/EG" durch die Angabe ,,(EU) 2019/520" ersetzt.

24. Es werden folgende 88 33 bis 35 angefiigt:
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,833
Austausch von Informationen Uber die Nichtentrichtung der Maut

(1) Die nationale Kontaktstelle fir den Informationsaustausch von Fahrzeug-
und Halterdaten im Sinne des Artikels 23 der Richtlinie (EU) 2019/520 zur Identifizie-
rung des Fahrzeugs und des Eigentimers oder Halters des Fahrzeugs, fur das der
Verdacht besteht, dass die Maut nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig entrich-
tet wurde, ist

1. fur Abrufe der anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union und der Ver-
tragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum aus dem
Zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes das Kraftfahrt-
Bundesamt und

2. fir Abrufe aus den Fahrzeugregistern der anderen Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union und der Vertragsstaaten des Abkommens (iber den Europaischen
Wirtschaftsraum das Bundesamt fur Guterverkehr.

(2) Das Kraftfahrt-Bundesamt darf die nach § 33 Absatz 1 des StraRenverkehrs-
gesetzes gespeicherten und in Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/520 genannten
Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zentralen Fahrzeugregister durch Abruf im au-
tomatisierten Verfahren nach § 37a Absatz 1 des StraRenverkehrsgesetzes an die
nationalen Kontaktstellen der anderen Mitgliedstaaten der Européischen Union und
der Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum im
Sinne von Artikel 23 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/520 zu dem in Absatz 1 Satz 1
genannten Zweck Ubermitteln.

(3) Das Bundesamt fur Guterverkehr darf die fur eine Suche erforderlichen und
in Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/520 genannten Fahrzeug- und Halterdaten an
eine nationale Kontaktstelle eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union
oder eines Vertragsstaates des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum
im Sinne von Artikel 23 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/520 lbermitteln sowie die
hierauf von dieser bereitgestellten und in Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/520 ge-
nannten Auskunftsdaten verarbeiten. Das Bundesamt fir Guterverkehr darf die be-
reitgestellten und in Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/520 genannten Auskunftsdaten
an die zustandigen Behdrden des Bundes oder der Lander zu dem in Absatz 1 Satz 1
genannten Zweck weitertibermitteln, sofern es nicht selbst die zustandige Behdrde
ist. Die Daten sind bei Weiteriibermittlung nach Satz 2 vom Bundesamt fur Guiterver-
kehr unverzuglich nach Weitertibermittlung der bereitgestellten Auskunftsdaten an die
zustandigen Behorden des Bundes oder der Lander zu lI6schen.

(4) Die Ubermittlungen nach den Abséatzen 2 und 3 durfen nur unter Verwen-
dung des vollstandigen amtlichen Kennzeichens im in Artikel 23 Absatz 3 und 4 der
Richtlinie (EU) 2019/520 beschriebenen Verfahren durchgefiihrt werden.

(5) Die zustandigen Behoérden des Bundes oder der Lander durfen die fur eine
Abfrage nach Absatz 3 erforderlichen und in Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/520
genannten Fahrzeug- und Halterdaten an eine nationale Kontaktstelle eines anderen
Mitgliedstaates der Europaischen Union oder der Vertragsstaaten des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum im Sinne von Artikel 23 Absatz 2 der Richtli-
nie (EU) 2019/520 Ubermitteln sowie die hierauf von dieser bereitgestellten und in
Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/520 genannten Auskunftsdaten zu dem in Absatz 1
Satz 1 genannten Zweck verarbeiten. Die bereitgestellten Daten sind von den zu-
standigen Behorden des Bundes oder der Lander unverziglich zu léschen,



-15 - Bearbeitungsstand: 01.12.2020 17:48 Uhr

1. sobald feststeht, dass die Maut entrichtet worden ist und ein Mauterstattungsver-
langen nicht zulassig ist oder ein Mauterstattungsverlangen nicht fristgerecht ge-
stellt worden ist,

2. sobald ein eingeleitetes Mauterstattungsverfahren abgeschlossen ist.

Ist festgestellt worden, dass die Maut nicht entrichtet worden ist, sind die bereitge-
stellten Daten von den zustandigen Behorden des Bundes oder der Lander zwei Jah-
re, nachdem die Daten erstmalig gespeichert worden sind, zu I6schen.

(6) Das Kraftfahrt-Bundesamt teilt einem betroffenen Halter (betroffene Person)
auf Anfrage fur den von ihm benannten Zeitraum unverzuglich mit, welche nach § 33
Absatz 1 Stral3enverkehrsgesetz gespeicherten personenbezogenen Daten dem Mit-
gliedstaat oder anderen Vertragsstaat, in dem die Maut nicht entrichtet wurde, tber-
mittelt wurden, einschlieRlich des Datums der Anfrage und der zustandigen Behorde
des genannten Mitgliedstaats.

8§34
Informationsschreiben tber die Nichtentrichtung der Maut

(1) Hat die zustandige Behorde des Bundes oder eines Landes den Verdacht,
dass die Maut nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig entrichtet wurde, und den
Halter oder Eigentimer eines Kraftfahrzeugs auf Grund einer Abfrage im Sinne des
Artikels 23 der Richtlinie (EU) 2019/520 ermittelt, Gbersendet sie der ermittelten Per-
son ein Informationsschreiben nach Anhang Il der Richtlinie (EU) 2019/520. In dem
Informationsschreiben werden die Art der Nichtentrichtung, der Ort und die Zeit der
Nichtentrichtung, die anwendbaren Rechtsvorschriften sowie die vorgesehenen
Rechtsfolgen angegeben.

(2) Das Informationsschreiben ist in der Sprache des Zulassungsdokuments des
Fahrzeugs oder in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaates zu tbermitteln, in dem
das Fahrzeug zugelassen ist.

835
Zentrale Anlaufstelle

Das Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur benennt eine zent-
rale Anlaufstelle fir Anbieter, wenn mindestens zwei elektronische Mautsysteme in
Deutschland betrieben werden. Die Benennung ist vom Bundesministerium fir Ver-
kehr und digitale Infrastruktur im Bundesanzeiger bekannt zu geben und die Kontakt-
daten sind interessierten Anbietern auf Anfrage zur Verfugung zu stellen. Die zentrale
Anlaufstelle hat die Aufgabe, auf Antrag eines Anbieters Kontakte zwischen dem An-
bieter und den fur die Erhebung einer Maut in Bund und Landern zustandigen Behor-
den zu erleichtern und zu koordinieren.*
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Artikel 2

Anderung des BundesfernstralRenmautgesetzes

Das Bundesfernstrallenmautgesetz vom 12. Juli 2011 (BGBI. | S. 1378), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 29. Juni 2020 (BGBI. | S. 1528) geéndert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. 8§ 4 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 8 wird das Wort ,eingebauten” durch das Wort ,befindlichen” er-
setzt.

bb) In Nummer 9 werden nach dem Wort ,Nutzers” die Wérter ,,und einer Fahrt
zugeordnete Kostenstelle* eingeflgt.

cc) In Nummer 10 werden die Worter ,eingebauten oder im Fahrzeug ange-
brachten* durch das Wort ,befindlichen* ersetzt.

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingeflgt:

»(3a) Erfolgt die Berechnung der Maut fir die Nutzer von Anbietern im Sinne
des § 10 Absatz 1 und des 8 11 Absatz 1 des Mautsystemgesetzes, einschliel3-
lich des Erkennungsprozesses und der Ermittlung der abschnittsbezogenen Er-
hebungsdaten und der Erstellung der Mautbuchungsnachweise, durch das Bun-
desamt fur Guterverkehr, sind die Anbieter im Sinne des § 10 Absatz 1 und des §
11 Absatz 1 des Mautsystemgesetzes verpflichtet, dem Bundesamt fur Giterver-
kehr zu diesem Zweck die in Absatz 3 Satz 3 Nummer 5, 6, 7 b), 8 bis 10 ge-
nannten Daten zu Ubermitteln. Nach Abschluss des Erkennungsprozesses uber-
mittelt das Bundesamt fur Guterverkehr den Anbietern im Sinne des 8 10 Absatz
1 und des § 11 Absatz 1 des Mautsystemgesetzes die Mautbuchungsnachweise.
Das Bundesamt fir Giterverkehr kann den Betreiber mit der Berechnung der
Maut beauftragen. § 4 Absatz 3 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.”

2. 8 4f wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Nummer 2 werden am Ende die Worter ,soweit diese durch den An-
bieter erfolgt,“ angefugt.

Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 12 wird das Wort ,sowie” durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 13 wird am Ende der Punkt durch das Wort ,sowie” ersetzt.
cc) Nach Nummer 13 wird folgende Nummer 14 angeflgt:

»14. zu der Vergutung des Anbieters.”

3. 8 4j wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 1 Satz 1 werden im ersten Satzteil den Woértern ,Die nach” die Worter
.Der Betreiber und" vorangestellt und im zweiten Satzteil nach den Wértern ,die
der Anbieter die Worter ,der Betreiber oder” eingefugt.



b)

c)
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In Absatz 2 werden nach dem Wort ,haben” die Worter ,der Betreiber und“ einge-
flgt.

In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,,Uberwachung“ die Worter ,des Be-
treibers und” eingefugt.

8§ 7 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 7 werden nach dem Wort ,Fahrzeuggerats” die Worter ,sowie In-
formationen zu gesperrten Fahrzeuggeraten inklusive des Zeitraums der
Sperrung und des Sperrgrundes” eingeflgt.

bb) In Nummer 8 wird am Ende der Punkt durch ein Komma ersetzt.

cc) Es wird folgende Nummer 9 angefugt:
,9. Bedienungsdaten des Fahrzeuggerats.”

In Absatz 3 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 angefiigt:

-Erfolgt die Berechnung der Maut fir die Nutzer der Anbieter nach den 88 4e und

4f durch das Bundesamt fur Gulterverkehr nach § 4 Absatz 3a, darf das Bundes-

amt fUr Guterverkehr die Daten nach § 4 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 bis 9 auch
zur Uberwachung der Anbieter nach 88 4e und 4f verarbeiten.”

In § 8 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefugt:

.Der Bescheid kann mit Nebenbestimmungen versehen werden.”

Nach § 8a wird folgender § 8b eingefigt:

.8 8b
Aufrechnungsverbot

Gegen Mautforderungen, die durch Verwaltungsakt nach § 7 Absatz 7 Satz 1 und

§ 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 festgesetzt werden, ist die Aufrechnung nicht zulassig.”

8§ 9 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In der Uberschrift wird das Wort ,Geschéftsstatistiken* durch das Wort
LStatistiken” ersetzt.

Absatz 1a wird wie folgt gefasst:

.Die nach § 4 Absatz 3 Satz 3 Nummer 10 und nach 8§ 4 Absatz 3a Satz 2 in Ver-
bindung mit Absatz 3 Satz 3 Nummer 10 gespeicherten Daten sind unverziglich
nach Durchlaufen des Erkennungsprozesses, welcher mautpflichtige von nicht
mautpflichtigen Streckenabschnitten unterscheidet, vom Betreiber und vom An-
bieter nach den 88 4e und 4f automatisiert zu anonymisieren und spatestens
nach 120 Tagen zu l6schen. Erfolgt die Berechnung der Maut fir die Nutzer der
Anbieter nach den 88 4e und 4f durch das Bundesamt fur Guterverkehr nach § 4
Absatz 3a, gilt Satz 1 fur das Bundesamt fur Guterverkehr entsprechend. Die An-
bieter nach den 88 4e und 4f missen die Daten nach 8§ 4 Absatz 3 Satz 3 Num-
mer 10 unverziglich nach dem Empfang der Mautbuchungsnachweise nach § 4
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Absatz 3a Satz 2 I6schen, spatestens aber 72 Stunden nach der Ubermittlung
der Daten nach § 4 Absatz 3 Satz 3 Nummer 10 an das Bundesamt fir Giterver-
kehr."

c) In Absatz 6 Satz 1 werden die Worter ,zur Erstellung von Geschéftsstatistiken®
durch die Worter fir statistische Zwecke" ersetzt.

In 8 10 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 angefulgt:

»(4) Kann in einem Bulgeldverfahren wegen einer Zuwiderhandlung gegen Ab-
satz 1 Nummer 1 und 2 der Fihrer des Motorfahrzeugs, der den Verstold begangen
hat, nicht vor Eintritt der Verfolgungsverjahrung ermittelt werden oder wirde seine
Ermittlung einen unangemessenen Aufwand erfordern, so werden dem Halter des
Motorfahrzeugs oder demjenigen, der Uber den Gebrauch des Motorfahrzeugs be-
stimmt, die Kosten des Verfahrens auferlegt; er hat dann auch seine Auslagen zu tra-
gen. Von einer Entscheidung nach Satz 1 wird abgesehen, wenn es unbillig wére,
den Halter des Motorfahrzeugs oder denjenigen, der Uiber den Gebrauch des Motor-
fahrzeugs bestimmt, mit den Kosten zu belasten. § 25a Absatz 2 und 3 des Stral3en-
verkehrsgesetzes gelten entsprechend.”

In § 11 Absatz 4 Nummer 2 werden die Wdrter ,dem europaischen elektronischen
Mautdienst nach § 4a und* gestrichen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2021 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das vorliegende Gesetz dient der Anpassung des nationalen Rechts an die zwingenden
Vorgaben der Interoperabilitatsrichtlinie (EU) 2019/520. Es werden zudem die rechtlichen
Anderungen vorgenommen, die die Berechnung der Maut fiir den europaischen elektroni-
schen Mautdienst (EEMD) durch die zustéandigen Behorden des Bundes oder der Lander
ermdglichen, und Anpassungen an weiteren mautrechtlichen Vorschriften vorgenommen.

1. Umsetzung der Interoperabilitatsrichtlinie (EU) 2019/520

Die Richtlinie (EU) 2019/520 uber die Interoperabilitét elektronischer Mautsysteme und
die Erleichterung des grenziiberschreitenden Informationsaustauschs Uber die Nichtzah-
lung von StralRenbenutzungsgebihren in der Union (ABI. L 91 vom 29.3.2019, S. 45) (In-
teroperabilitatsrichtlinie) ist am 19.04.2019 in Kraft getreten und ist bis zum 19.10.2021 in
deutsches Recht umzusetzen. Sie bildet die unionsrechtliche Rechtsgrundlage des EEMD
und ist das Ergebnis der Revision der Richtlinie 2004/52/EG des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 29. April 2004 Uber die Interoperabilitét elektronischer Maut-
systeme in der Gemeinschaft (ABI. L 200 vom 7.6.2004, S. 50) (alte Interoperabilitatsricht-
linie). Es wurden dabei auch Regelungen der Entscheidung 2009/750/EG der Kommission
vom 6. Oktober 2009 Uber die Festlegung der Merkmale des européaischen elektronischen
Mautdienstes und seiner technischen Komponenten (ABI. L 268 vom 13.10.2009, S. 11)
(EEMD-Entscheidung) in die Interoperabilitatsrichtlinie aufgenommen. Neben der Richtli-
nie wurden die delegierte Verordnung (EU) 2020/203 der Kommission vom 28. November
2019 Uber die Klassifizierung von Fahrzeugen, Pflichten der Nutzer des europaischen
elektronischen Mautdienstes, Anforderungen an Interoperabilitdtskomponenten und Min-
desteignungskriterien fur benannte Stellen (ABI. L 43 vom 17.2.2020, S. 41) und die
Durchfuihrungsverordnung (EU) 2020/204 der Kommission vom 28. November 2019 Uber
detaillierte Pflichten der Anbieter des européischen elektronischen Mautdienstes, den
Mindestinhalt der Vorgabe fiir das EETS-Gebiet, elektronische Schnittstellen und Anforde-
rungen an Interoperabilititskomponenten sowie zur Aufhebung der Richtlinie
2009/750/EG (ABI. L 43 vom 17.2.2020, S. 49) erlassen. Diese sind aufgrund ihrer Unmit-
telbaren Geltung nicht in nationales Recht umzusetzen.

Die alte Interoperabilitatsrichtlinie wurde mit dem Mautsystemgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Dezember 2005 (BGBI. | S. 3692) in nationales Recht umge-
setzt. Die Vorgaben der EEMD-Entscheidung wurden mittels des Gesetzes zur Anderung
mautrechtlicher Vorschriften hinsichtlich der Einfihrung des européischen elektronischen
Mautdienstes vom 5. Dezember 2014 (BGBI. | S. 1980), mit dem das Mautsystemgesetz
neu gefasst und das Bundesfernstralenmautgesetz sowie die Lkw-Maut-Verordnung um
Regelungen zum EEMD erweitert wurden, umgesetzt. Zudem wurden auf Grundlage des
Mautsystemgesetzes die Verordnung Uber die Fuhrung des Mautdienstregisters (BGBI. |
S. 1854), die Verordnung zur Registrierung von Anbietern mautdienstbezogener Leistun-
gen (BGBI. | S. 1850) und die Verordnung zur Regelung des Vermittlungsverfahrens nach
dem Mautsystemgesetz (BGBI. | S. 1855) erlassen. Das Bundesamt fur Guterverkehr hat
auf Grundlage des BundesfernstraRenmautgesetzes und der Verordnung zur Ubertragung
von Befugnissen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf das Bundesamt fur Guterver-
kehr vom 14. Januar 2016 (BAnz AT 26.01.2016 V1) die Verordnung Uber die Vorgaben
fur das EETS-Gebiet Bundesfernstralenmautgesetz vom 20. Marz 2018 (BAnz AT
27.03.2018 V1) und die Verordnung Uber die Zulassung von Anbietern mautdienstbezo-
gener Leistungen fir das EETS-Gebiet Bundesfernstralenmautgesetz vom 20. Marz
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2018 (BAnz AT 27.03.2018 V2) erlassen. Mit dem vorliegenden Anderungsgesetz werden
die Anderungen und neuen Regelungsbereiche der Interoperabilitatsrichtlinie in deutsches
Recht umgesetzt. Es erfolgen keine Anderungen, soweit die bestehenden Regelungen mit
den unionsrechtlichen Vorgaben Ubereinstimmen.

Gemall dem Abkommen Uber den Europaischen Wirtschaftsraum (EWR) (Beschluss
94/1/EG des Rates und der Kommission vom 13. Dezember 1993 (ABI. L 1 vom 3. Januar
1994, S.1)) sind die Hoheitsgebiete Liechtensteins, Islands und Norwegens fur die Zwe-
cke der Umsetzung der Richtlinie als Teil des Gebiets der Europaischen Union anzuse-
hen. Die Bezeichnung ,Europédische Union* in dieser Begriindung bezeichnet daher das
Gebiet des EWR.

2. weitere Anpassungen mautrechtlicher Vorschriften

Durch Anderungen im Mautsystemgesetz wird den zustandigen Behorden des Bundes
oder der Lander erméglicht, die Berechnung der Maut kiinftig einheitlich fir alle Nutzer
der EEMD-Anbieter vorzunehmen und bietet ihnen damit mehr Flexibilitat hinsichtlich der
Gestaltung ihrer Mautsysteme und der Ubertragung von Aufgaben an die Anbieter. Die
EEMD-Anbieter sind in Deutschland bislang dazu verpflichtet, die Berechnung der Maut
mittels der Erkennung und Tarifierung maupflichtiger Fahrten ihrer Nutzer selbst durchzu-
fuhren. Die zustandigen Behdrden kdnnen kinftig, sofern sie die Berechnung der Maut
selbst durchfihren, die Erkennung von Befahrungen des mautpflichtigen Streckennetzes
und die Ermittlung der fir die Befahrungen zu entrichtenden Maut selbst vornehmen. Die
Berechnung der Maut durch den Mauterheber wird in @hnlicher Form auch in anderen
europdischen Staaten umgesetzt. Fir das derzeit einzige Mautsystem in Deutschland
wird im BundesfernstraBenmautgesetz die Mdglichkeit geschaffen, dass das Bundesamt
fur Guterverkehr die Berechnung der Maut durchfiihrt und den Betreiber mit der Berech-
nung beauftragt.

Der technologische Fortschritt bei der Entwicklung von Fahrzeuggeraten hat dazu gefihrt,
dass bereits jetzt vermehrt Fahrzeuggerate verwendet werden, die nicht fest in ein Fahr-
zeug eingebaut werden, sondern lediglich an die Stromversorgung angeschlossene Fahr-
zeuggerate (sog. ,Windshield-OBU"). Es kdnnten kinftig zudem Fahrzeuggeréte einge-
setzt werden, deren Bedienung Uber eine Applikation auf dem Smartphone erfolgt. Die
Nutzung dieser Gerate soll durch die Offnung der mautrechtlichen Vorschriften ermoglicht
werden. Es sollen zudem verschiedene gesetzliche Klarstellungen in den Bereichen Da-
tenschutz, Nutzung von Mautdaten als Beweismittel in Nacherhebungs- und Ordnungs-
widrigkeitenverfahren und statistische Zwecke, Aufrechnungsverbot gegen Mautforderun-
gen und Verwendung des Mautaufkommens vorgenommen werden.

Das vorliegende Gesetz dient der Anpassung des nationalen Rechts an die zwingenden
Vorgaben der neuen Interoperabilitatsrichtlinie. Die Notwendigkeit der Regelungen ergibt
sich aus Artikel 32 der Interoperabilitatsrichtlinie, nach dem die Mitgliedstaaten bis zum
19.10.2021 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um den an die
Mitgliedstaaten gerichteten Vorgaben der Richtlinie nachzukommen, erlassen und verof-
fentlichen miissen. Es werden zudem die rechtlichen Anderungen vorgenommen, die die
Berechnung der Maut fur Nutzer des EEMD durch die zustandigen Behdrden des Bundes
oder eines Landes ermdglichen und zur Klarstellung bestehender mautrechtlicher Rege-
lungen notwendig sind. Die Berechnung der Maut fur Nutzer des EEMD durch die zustan-
digen Behdrden des Bundes oder eines Landes erfordert insbesondere datenschutzrecht-
liche Regelungen in Bezug auf die Verarbeitung der Daten, einschlief3lich der Erhebung,
Ubermittlung, Nutzung und Léschung. Die Anderung verschiedener mautrechtlicher Rege-
lungen ist zur Klarstellung bei der Durchfiihrung von Nacherhebungs- und Ordnungswid-
rigkeitenverfahren, zur Klarstellung der Nutzung von Mautdaten fir statistische Zwecke, in
Bezug auf die Aufrechnung gegen Mautforderungen und die Verwendung des Mautauf-
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kommens notwendig. Durch die Gesetzesanderungen notwendige Folgednderungen in
den Rechtsverordnungen werden im Wege des Verordnungsgebungsverfahrens vorge-
nommen.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
1. Umsetzung der Interoperabilitatsrichtlinie (EU) 2019/520

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/520 erfolgt in Artikel 1 die Anpassung des Geset-
zeswortlauts an gednderte unionsrechtliche Regelungen und die Aufnahme neuer Rege-
lungen, die auf unionsrechtlichen Neuregelungen beruhen.

Die Richtlinie (EU) 2019/520 enthalt insbesondere folgende neue Vorgaben:

e Verzicht auf die Abdeckung samtlicher Mautgebiete der EU als Voraussetzung fir
die Erbringung des Mautdienstes (Artikel 5 der Richtlinie - siehe § 12 Mautsystem-
gesetz)

e Verpflichtung der Anbieter zur Ubermittiung der notwendigen Informationen zur
Berechnung oder Uberpriifung der Berechnung der Maut an die zustandigen Be-
hérden und Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit den zustéandigen Behorden bei
einem Verdacht auf die Nichtentrichtung der Maut (Artikel 5 der Richtlinie - siehe
§ 14 Mautsystemgesetz)

e Anspruch der Anbieter auf Zahlung einer Vergitung durch den Mauterheber (Arti-
kel 7 der Richtlinie - siehe § 10a Mautsystemgesetz)

e Erweiterung der Vorgaben fir die Buchfuhrung und das Verbot von Quersubven-
tionen auf Betreiber (Artikel 9 der Richtlinie - sieche § 20 Mautsystemgesetz)

e Benennung einer zentralen Anlaufstelle, sofern mehr als ein Mautgebiet in einem
Mitgliedstaat liegt (Artikel 18 der Richtlinie - siehe § 35 Mautsystemgesetz)

e Austausch von Informationen in Bezug auf Fahrzeug- und Halterdaten im Fall des
Verdachts der Nichtentrichtung der Maut zwischen den Mitgliedstaaten und Ver-
sand von Informationsschreiben an Betroffene - Bundesamt fur Guterverkehr und
Kraftfahrt-Bundesamt konnen kunftig als nationale Kontaktstellen Giber das européa-
ische Fahrzeug- und Fihrerschein-Informationssystems (EUCARIS) zum Zweck
der Identifizierung des Fahrzeugs oder Eigentiimers bzw. Halters eines Fahr-
zeugs, fur das der Verdacht der Nichtentrichtung der Maut besteht, Fahrzeug- und
Halterdaten mit den nationalen Kontaktstellen der anderen EU-Mitgliedstaaten
austauschen (Artikel 23 ff. der Richtlinie - siehe 88 33 und 34 Mautsystemgesetz)

Im Ubrigen enthalt die Richtlinie Anderungen bestehender Verpflichtungen, einschlieRlich
Erweiterungen, deren Umsetzung durch die Anpassung der bestehenden Regelungen zur
Umsetzung der Richtlinie 2004/52/EG und der Entscheidung 2009/750/EG in Artikel 1
dieses Gesetzes erfolgt. Die in Artikel 1 des Gesetzes aufgenommenen Anderungen und
Neuregelungen fuhren zu Folgeanpassungen durch den Artikel 2 dieses Gesetzes in Vor-
schriften, die auf das Mautsystemgesetz Bezug nehmen oder dessen Vorschriften fur das
bestehende Lkw-Mautsystem ausgestalten. In Artikel 1 werden zudem die Verweise auf
die Richtlinie 2004/52/EG und die Entscheidung 2009/750/EG durch Verweise auf die
Richtlinie (EU) 2019/520, die delegierte Verordnung (EU) 2020/203 und die Durchfih-
rungsverordnung (EU) 2020/204 ersetzt.
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2. weitere Anpassungen mautrechtlicher Vorschriften

Die Verpflichtung der Anbieter zur Ubermittlung der notwendigen Informationen zur Be-
rechnung der Maut fur die Fahrzeuge der EEMD-Nutzer an die zustandigen Behdrden
wird durch Artikel 1 des Gesetzes in § 14 Absatz 3 Mautsystemgesetz fir alle bestehen-
den und kinftigen elektronischen Mautsysteme in Deutschland eingefiihrt (siehe Artikel 5
Absatz 7 der Richtlinie), um den Behdrden die Berechnung der Maut zu ermdglichen und
bietet ihnen damit mehr Flexibilitat hinsichtlich der Gestaltung ihrer Mautsysteme und der
Ubertragung von Aufgaben an die Anbieter. Die Berechnung der Maut auf Basis von Posi-
tionsdaten und Merkmalen der Fahrzeugklassifizierung (zuldssiges Gesamtgewicht,
Achszahl, Emissions-/Schadstoffklasse) erfolgt im einzigen Mautgebiet in Deutschland flr
die Nutzer des EEMD bislang durch die EEMD-Anbieter. Die rechtlichen Voraussetzungen
fur die Berechnung der Maut durch das Bundesamt fur Guterverkehr werden durch Arti-
kel 2 dieses Gesetzes geschaffen, indem in § 4 Absatz 3 Satz 7 und Absatz 3a Bundes-
fernstraRenmautgesetz die Ubermittlung der Positionsdaten und der Merkmale der Fahr-
zeugklassifizierung eines mautpflichtigen Fahrzeugs von EEMD-Anbietern an das Bun-
desamt fur Guterverkehr und die Durchfihrung des Erkennungsprozesses geregelt wer-
den. Die strenge Zweckbindung der Mautdaten wird ausdriicklich auf die in diesem Rah-
men verarbeiteten Daten erstreckt. Die Regelungen tber den Umfang der Mitwirkung der
EEMD-Anbieter an der Berechnung der Maut erfolgen in den Gebietsvorgaben (Anderung
8§ 9 Absatz 1 Mautsystemgesetz durch Artikel 1 dieses Gesetzes).

Der Betrieb der EEMD-Vermittlungsstelle soll durch eine Anderung in Artikel 1 des Geset-
zes kunftig auch an eine Behorde Ubertragen werden konnen (8 28 Mautsystemgesetz).
Die rechtlichen Vorgaben zur Nutzung von Fahrzeuggeraten fir die Mauterhebung wer-
den durch Artikel 2 erganzt, um die Nutzung von Fahrzeuggeraten zu ermdglichen, die
nicht fest eingebaut werden, sondern lediglich an die Stromversorgung angeschlossen
(sog. ,Windshield-OBU") oder tber eine Applikation auf dem Smartphone bedient werden.
Es werden in Artikel 2 zudem verschiedene gesetzliche Erganzungen und Klarstellungen
in den Bereichen Datenschutz (88 4j, 7, 9 Bundesfernstralenmautgesetz), Nutzung von
Mautdaten als Beweismittel in Nacherhebungs- und Ordnungswidrigkeitenverfahren (8 7
BundesfernstralBenmautgesetz) und fir statistische Zwecke (8 9 Bundesfernstralienmaut-
gesetz), Aufrechnungsverbot gegen Mautforderungen (8 8b BundesfernstralRenmautge-
setz) und Verwendung des Mautaufkommens (8 11 BundesfernstraRenmautgesetz) vor-
genommen.

M. Alternativen

In Bezug auf die Inhalte der Interoperabilitatsrichtlinie bestehen keine anderen Mdglichkei-
ten, da die zwingenden unionsrechtlichen Vorgaben umgesetzt werden missen. Die Mog-
lichkeit zur Berechnung der Maut durch die zustandigen Behdrden des Bundes oder der
Lander, insbesondere das Bundesamt fur Guterverkehr fir das bestehende Mautsystem,
konnte nicht geschaffen werden. Die Mdglichkeit der Berechnung durch die zustandigen
Behdrden dient jedoch dazu, mehr Flexibilitat hinsichtlich der Gestaltung des Mautsys-
tems und der Ubertragung von Aufgaben an die Anbieter zu erlangen. Sie soll zudem die
Gebuhrengerechtigkeit sicherstellen, da die Tarifierung fur alle mautpflichtigen Fahrzeuge
uber das gleiche System erfolgt, sie erhoht die Flexibilitat fir Anpassungen im mautpflich-
tigen Streckennetz und béte insbesondere fur neu in den Markt eintretende Anbieter Vor-
teile, da das Zulassungsverfahren vereinfacht und die Anfangsinvestitionen fir die Tatig-
keit in Deutschland verringert wiirden. Die weiteren Anderungen dienen der Klarstellung
und besitzen insoweit ebenfalls keine Alternative.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer
22 Grundgesetz. Die Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 Grundgesetz liegen vor.
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Der Bund hat im Bereich des Artikels 1 (Mautsystemgesetz) das Gesetzgebungsrecht,
weil das unionsrechtlich vorgegebene Ziel eines einheitlichen Standards fir die Art der
elektronischen Erhebung von StraRenbenutzungsgebihren zur Wahrung der Rechts- und
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse nur durch eine bundesgesetzliche Re-
gelung erreicht werden kann. Der Markt fur StralBengiterbeférderung weist insgesamt
erkennbar Uber die Grenzen eines Landes oder einer Kommune hinaus. Die Vorteile, die
sich unter Kosten-, Sicherheits- und Rechtsaspekten aus einem interoperablen Zusam-
menspiel der Technik elektronischer Mautsysteme ergeben, kénnen nur durch eine bun-
deseinheitliche Regelung erreicht werden. Ohne eine solche Regelung bestiinde die Ge-
fahr einer Marktfragmentierung, durch die der freie Verkehrsfluss im Transportgewerbe
behindert und damit der einheitliche Wirtschaftsraum, insbesondere hinsichtlich des Gi-
teraustausches, beeintrachtigt wirde. Dies ware der Gesamtwirtschaft in erheblichem
Umfang abtraglich. Bundesgesetzliche Bestimmungen sind in diesem Bereich somit un-
abdingbar, weil nur durch einheitliche Regelungen technische und administrative Schran-
ken fur den gewerblichen Guterkraftverkehr im Bundesgebiet vermieden werden kdnnen.
Es liegt auch im gesamtstaatlichen Interesse, dass fir die Interoperabilitdt von elektroni-
schen Mautsystemen innerhalb der Bundesrepublik ein einheitlicher rechtlicher Rahmen
besteht. Gleiches gilt fur Mautsysteme, die ihre Grundlage im Fernstra3enbauprivatfinan-
zierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 2006 (BGBI. | S. 49)
haben.

Im Bereich des Artikels 2 (Bundesfernstrallenmautgesetz) ergibt sich das Gesetzge-
bungsrecht des Bundes zusétzlich daraus, dass es sich um Stra3en des Bundes handelt,
er also gemald Artikel 74 Absatz 1 Nummer 22 Grundgesetz selbst fur die Erhebung der
Maut zustandig ist.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Das Gesetz dient der Anpassung des nationalen Rechts an die zwingenden Vorgaben
des Rechts der Europaischen Union, hier der Interoperabilitatsrichtlinie (EU) 2019/520. Es
ist mit dem Recht der Europaischen Union und dem Vdélkerrecht vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Regelungen zur Ermdglichung der Berechnung der Maut durch die zustandigen Be-
hérden des Bundes oder der Lander, insbesondere das Bundesamt fur Guterverkehr,
kénnen zur Verwaltungsvereinfachung beitragen, indem die Einhaltung der Vorgaben zur
korrekten Berechnung der Maut nicht mehr bei jedem EEMD-Anbieter im Zulassungsver-
fahren und wahrend des Betriebs des Mautdienstes geprift werden miisste. Die Klarstel-
lungen zur Verarbeitung bestimmter Mautdaten fir die Durchfihrung von Nacherhebungs-
und Ordnungswidrigkeitenverfahren dienen ebenfalls der Verwaltungsvereinfachung, in-
dem die Nutzung als Beweismittel eindeutig gesetzlich geregelt wird.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die MalRnahme bertcksichtigt in ihrer Folge die Ziele der wirtschaftlichen Leistungsfahig-
keit und damit auch der sozialen Verantwortung sowie den Umweltschutz im Sinne der
Nachhaltigkeitsstrategie. Die Managementregel 6 (Energie- und Ressourcenverbrauch)
sowie die Indikatoren 6 (Staatsverschuldung) und 11 (Mobilitat) der nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie wurden geprdft.

Die Lkw-Maut bietet im Sinne der Schonung des Energie- und Ressourcenverbrauchs
einen Anreiz, moglichst emissionsarme Nutzfahrzeuge mit dem glnstigsten Mautsatz ein-
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zusetzen und sie fordert die Internalisierung externer Kosten, da die Mautséatze externe
Kosten der Luftverschmutzung und Larmbelastung bericksichtigen, die der Gulterkraftver-
kehr verursacht. Der EEMD tragt durch die Reduzierung der notwendigen Fahrzeuggerate
fur den grenziberschreitenden Guterverkehr zur Ressourcenschonung bei und verein-
facht die europaweite Mobilitat. Das Ziel der geringen Staatsverschuldung wird durch die
Mdoglichkeit zur Berechnung der Maut durch die zustandige Behdrde unterstitzt, da dies
dazu beitragt, die Kosten der Mauterhebung gering zu halten und damit mehr Mittel aus
der Nutzerfinanzierung fur Investitionen in den Bau und Erhalt der Verkehrsinfrastruktur
zur Verfugung stehen.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Mit der Anpassung der Rechtsgrundlagen des Mautdienstes ist keine Veranderung bei
den Mauteinnahmen im Einzelplan 12 zu erwarten.

Die Ausgaben fur Personal- und Sachmittel umfassen einmalige und laufende Ausgaben.
Es entfallen rund 850 Tsd. Euro Ausgaben flir Sachkosten einmalig auf das Haushaltsjahr
2021 und rund 3,4 Mio. Euro Ausgaben fur Personal- und Sachkosten auf die Haushalts-
jahre ab 2022. Die Personalkosten werden dabei auf rund 2 Mio. Euro und die Sachkos-
ten auf rund 1,2 Mio. Euro geschatzt.

Es besteht ein zusatzlicher Stellenbedarf von insgesamt 26,5 Planstellen/Stellen im mittle-
ren und gehobenen Dienst beim Bundesamt fur Guterverkehr und bei der Bundesanstalt
fr Verwaltungsdienstleistungen.

Beim Bundesamt fur Guterverkehr wird zur Erfillung dieser Anforderungen mit folgendem
zusatzlichen Personalaufwand gerechnet:

Anzahl Planstellen / Stellen Besoldungsgruppe / Entgeltgruppe
1 All

2 A 10

2,5 A 9m

18,5 E 9a

24 Summe

Der zusatzliche Bedarf wurde auf Grundlage von Organisationsuntersuchungen und Be-
rechnungen nach den Vorgaben des Organisationshandbuchs ermittelt. Es wird davon
ausgegangen, dass durch den mit Umsetzung der Vorgaben der Richtlinie (EU) 2019/520
eingefuihrte Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten der EU wegen der
Nichtentrichtung der Maut kiinftig jahrlich 22.000 MautversttR3e zuséatzlich verfolgt und im
Rahmen der Nacherhebung der Maut bearbeitet werden kénnen. Aus jedem verfolgbaren
Mautverstol3 ergeben sich regelméaRig rund 2,3 Verwaltungsverfahren (Nacherhebung und
Ordnungswidrigkeitenverfahren, mehrere Betroffene). Die in Umsetzung der Richtlinie in
diesen Fallen an betroffene Nutzer zu versendenden Informationsschreiben werden daher
auf 50.000 geschatzt, wovon rund 38.000 Verfahren durch das Bundesamt fir Guterver-
kehr geflihrt werden mit einem zeitlichen Aufwand von jahrlich etwa 5.700 Stunden. Bei
einer Rechtsbehelfsquote von 4,5 % treten rund 1.700 Ein- und Widerspriiche hinzu. Es
ist zu erwarten, dass jahrlich geschatzt 10.000 Kostenentscheidungen auf Grundlage des
§ 10 Absatz 4 Bundesfernstral3enmautgesetz mit einem Aufwand von rund 2.500 Stunden
getroffen werden kénnen, zuziiglich etwa 450 Rechtsbehelfe. Die Bearbeitung dieser zu-
satzlichen Verfahren erfolgt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im mittleren Dienst
(15,5 mD Verfahrensbearbeitung, 3 mD Rechtsbehelfsbearbeitung, 1 mD IT-Ablaufe, 2
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mD Zahlstelle). Zusatzlich entsteht Bedarf fir Planstellen/Stellen im gehobenen Dienst fir
Steuerungsaufgaben und im Querschnittsbereich (3 gD), insbesondere in der Personal-
verwaltung.

Daneben entsteht aufgrund der Personalverstarkung fur allgemeine Verwaltungs- und IT-
Aufgaben beim Bundesamt fur Guterverkehr und bei der Bundesanstalt fir Verwaltungs-
dienstleistungen insgesamt ein Mehrbedarf von weiteren 2,5 Planstellen des gehobenen
Dienstes.

Die Personal- und Sachkosten wurden gemanR dem BMF-Rundschreiben vom 18.06.2020
(Az. I A3 -H 1012-10/07/0001:016) ermittelt.

Die zusatzlichen Planstellen/Stellen fur die Verfahren zur Nacherhebung der Maut und die
Durchfuihrung von Ordnungswidrigkeitenverfahren dienen unmittelbar dazu, die Lkw-Maut
vollstandig zu erheben und nicht oder nicht vollstandig gezahlte Maut von den Betroffenen
einzufordern. Es besteht daher ein direkter Zusammenhang mit der Hohe der Mautein-
nahmen, die durch die zuséatzlich mdglichen Verfahren steigen kénnten.

Gemal § 11 des BundesfernstralRenmautgesetzes wird der gesamte oben dargestellte
Aufwand, einschlie3lich der Planstellen/Stellen, aus den Mauteinnahmen finanziert. Die
Mehraufwande sind finanziell und stellenmafig im Einzelplan 12 auszugleichen.

4. Erfullungsaufwand
a) Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Burger

Burgerinnen und Birger sind vom Mautdienst nicht betroffen. Fur Burgerinnen und Blrger
werden keine Informationspflichten eingefiihrt, geandert oder aufgehoben.

b) Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Der Mautdienst fiihrt grundsatzlich zu keiner finanziellen oder zeitlichen Belastung von
Unternehmen. Beim Mautdienst handelt es sich um einen freiwilligen Dienst, d.h. den
mautpflichtigen Unternehmen steht es frei zu entscheiden, ob sie daran teilnehmen wol-
len. Der Mautdienst dient der zeitlichen und administrativen Entlastung im grenziber-
schreitenden Giterverkehr. Erfolgt die Berechnung der Maut durch die zustandigen Be-
horden, werden die Anbieter nicht mit der Durchfihrung der entsprechenden Verfahren
und dem Aufbau und Betrieb der notwendigen technischen Systeme belastet.

Es ist zwar mdglich, dass ein Anbieter fur die von ihm erbrachten mautdienstbezogenen
Leistungen vom Nutzer ein Entgelt verlangt. Jedoch werden die Guterkraftverkehrsunter-
nehmen am Mautdienst nur dann teilnehmen, wenn die von den Anbietern verlangten
Entgelte und der zeitliche Aufwand unter den administrativen Kosten und der zeitlichen
Belastung liegen, welche die Unternehmen hatten, wenn sie sich — wie bisher — direkt bei
den verschiedenen Mauterhebern bzw. den nationalen Betreibern registrieren und mehre-
re Fahrzeuggeréate in ihren Lkw installieren.

¢) Erfullungsaufwand fir die Verwaltung

Aus den Regelungen wird sich nur teilweise Erflullungsaufwand ergeben.

Bund:

Fur die Durchfihrung dieses Gesetzes fallen beim Bundesministerium fur Verkehr und
digitale Infrastruktur, beim Bundesamt fur Guterverkehr und beim Kraftfahrt-Bundesamt

einmaliger Umstellungsaufwand (einmalige Kosten, Investitionskosten) sowie jahrlicher
Erfullungsaufwand (jahrliche Kosten) an.



- 26 - Bearbeitungsstand: 01.12.2020 17:48 Uhr

Beim Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur entstehen jahrliche Kosten
(inkl. Personal- und Betriebskosten) von rund 530 Euro. Diese Kosten ergeben sich aus
der neu eingefitihrten Berichtspflicht Deutschlands aus der Richtlinie (EU) 2019/520, alle
drei Jahre Uber den Informationsaustausch wegen der Nichtentrichtung der Maut an die
Kommission zu berichten und dem hierflr geschatzten Aufwand von im Durchschnitt etwa
einem Personentag pro Jahr.

Das Bundesamt fiir Guterverkehr geht geschatzt von einmaligen Kosten in Hohe von rund
600 Tsd. Euro fur die Anpassung von Software fir die Bearbeitung von Ordnungswidrig-
keitenverfahren aus. Die jahrlichen Kosten (inkl. Personal- und Betriebskosten) werden im
eingeschwungenen Zustand geschatzt bei rund 3,4 Mio. Euro liegen. Die Kosten stellen
die Kosten aufgrund der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/520 dar. Es wird damit ge-
rechnet, dass durch den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten der EU
wegen der Nichtentrichtung der Maut kinftig jahrlich 22.000 Mautversto3e zusatzlich ver-
folgt und im Rahmen der Nacherhebung der Maut bearbeitet werden kénnen. Die in Um-
setzung der Richtlinie in diesen Fallen an betroffene Nutzer zu versendenden Informati-
onsschreiben werden auf 50.000 geschatzt. Es ist zu erwarten, dass geschatzt 10.000
Kostenentscheidungen auf Grundlage des § 10 Absatz 4 BundesfernstraRenmautgesetz
getroffen werden koénnen. Beim Bundesamt fur Guterverkehr wird zur Erfullung dieser
Anforderungen mit zusétzlichen Personalkosten von geschatzt rund 2 Mio. Euro und
Sachkosten von rund 1,2 Mio. Euro gerechnet.

Zusatzlich werden derzeit beim Kraftfahrt-Bundesamt einmalige Kosten fir die Einrichtung
des Informationsaustauschs zwischen den Mitgliedstaaten in Hohe von rund 250 Tsd.
Euro und jahrliche Kosten (inkl. Personal- und Betriebskosten) von rund 14 Tsd. Euro
geschatzt. Der einmalige Erflllungsaufwand ergibt sich aus einem geschatzten Personal-
aufwand von insgesamt 2900 Stunden im gehobenen Dienst im Bereich Modellierung,
Entwicklung und Test fiir die Realisierung des Verfahrens und Sachkosten in Hohe von
etwa 20 Tsd. Euro fir die Entwicklung und Bereitstellung des Verfahrens im EUCARIS-
System und der Mitgliedschaft Deutschlands in der zugehérigen EUCARIS-Nutzergruppe.
Die jahrlichen Kosten ergeben sich aus der Verfahrensbetreuung Internationale Verfahren
mit geschatzten Personalkosten flr 100 Stunden im gehobenen Dienst und Sachkosten
fur die EUCARIS-seitige Anwenderbetreuung, Pflege und Betrieb des Verfahrens in Héhe
von geschatzten 5 Tsd. Euro.

Lander und Kommunen:

Die Lander und Kommunen betreiben derzeit keine Mautsysteme. Daher fallen dort keine
Kosten im Zusammenhang mit diesem Gesetz an.

Eine Evaluierung der jahrlichen Kosten ist nicht erforderlich, da diese aus der Umsetzung
von Vorgaben der Europaischen Union entstehen.

5. Weitere Kosten

Einzelpreisanpassungen und Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Dieses Gesetz hat keine gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Er bietet keine Grund-
lage fir verdeckte Benachteiligungen, Beteiligungsdefizite oder die Verfestigung tradierter
Rollen.

VII.  Befristung; Evaluierung

Dieses Regelungsvorhaben ist nicht befristet und wird nicht evaluiert.
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B. Besonderer Teil

Zu (Anderung des Mautsystemgesetzes)
Zu
Zu

Die Anderung dient der Anpassung an den Wortlaut von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a
i.V.m. Artikel 2 Nummer 10 der Richtlinie (EU) 2019/520 und nimmt elektronische Maut-
systeme, in denen die Mauterhebung nicht zwingend durch ein System der automatischen
Kennzeichenerfassung erfolgt, aus dem Anwendungsbereich des Mautsystemgesetzes
aus. Die Vorgaben des Mautsystemgesetzes gelten kinftig fur elektronische Mautsyste-
me, in denen entweder zwingend die automatische Mauterhebung unter Nutzung eines
Fahrzeuggerates zu nutzen ist oder die Mauterhebung zwingend mit einem System der
automatischen Kennzeichenerfassung erfolgt.

Zu Buchstabe b und ¢

Die Anderung dient der Anpassung an Artikel 1 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/520. Die
Aufzdhlung der nicht vom Mautsystemgesetz erfassten Gebihrensysteme wird um die
Nummer 3 erweitert. Die Vorschriften des Mautsystemgesetzes gelten danach nicht fur
die Erhebung von Parkgebihren.

Zu

Der 8§ 2 regelt die drei Technologien, die in elektronischen Mautsystemen im Anwen-
dungsbereich des Mautsystemgesetzes und der Richtlinie (EU) 2019/520 eingesetzt wer-
den durfen. Die Vorgaben gelten nach Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/520
sowohl fiir neu eingefiihrte, als auch in Betrieb befindliche Systeme.

Zu

Die Neufassung des § 3 Absatz 1 dient der Anpassung an die Definition des Mautdienstes
in Artikel 2 Nummer 1 und des EEMD-Anbieters in Artikel 2 Nummer 6 der Richtlinie (EU)
2019/520. Gleichzeitig wird die Legaldefinition des Anbieters von § 4 in § 3 Absatz 1 Satz
2 verschoben, um die Definition des europaischen elektronischen Mautdienstes und des
diesen Dienst erbringenden Anbieters im unmittelbaren Zusammenhang zu regeln.

In 8 3 Absatz 2 werden die Verweise auf die Interoperabilitatsrichtlinie 2004/52/EG und
die EEMD-Entscheidung 2009/750/EG durch Verweise auf die neue Interoperabilitatsricht-
linie (EU) 2019/520, die delegierte Verordnung (EU) 2020/203 und die Durchfihrungsver-
ordnung (EU) 2020/204 ersetzt.

Zu

Die Legaldefinition des Anbieters wurde in 8 3 verschoben, so dass 8§ 4 nur die Registrie-
rung beim Bundesamt fur Guiterverkehr oder im jeweiligen Niederlassungsstaat als Vo-
raussetzung der Zulassung als Anbieter regelt. Die Legaldefinition des Anbieters mit allen
Voraussetzungen zur Erlangung der Anbietereigenschaft, einschlie3lich der Registrierung,
erfolgt kiinftig in 8 3 Absatz 1 Satz 2.

Zu

Zu

In 8 5 Nummer 3 Buchstabe b wird zur Angleichung an § 23 Mautsystemgesetz der Be-
griff EG-Zertifikat durch Zertifikat ersetzt und der Verweis auf den Anhang der EEMD-
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Entscheidung 2009/750/EG durch einen Verweis auf den entsprechenden Anhang der
Durchfuhrungsverordnung (EU) 2020/204 ersetzt.

Zu

Nach 8 5 Nummer 5 muss die finanzielle Leistungsfahigkeit nicht mehr fiir den Betrieb des
EEMD in allen Mitgliedstaaten der EU, sondern entsprechend den Vorgaben der Richtlinie
(EU) 2019/520 und deren Umsetzung in § 12 Mautsystemgesetz fur alle Mautsysteme im
Anwendungsbereich der Richtlinie in mindestens vier Mitgliedstaaten nachweisen.

Zu Nummer 6

Die fur die Erhebung der Maut zustandigen Behorden des Bundes oder der Lander erstel-
len nach Artikel 6 Absatz 2 i.V.m. Anhang Il der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/204
die Vorgabe fur das jeweilige mautpflichtige Streckennetz im Anwendungsbereich des
Mautsystemgesetzes (Gebietsvorgaben), in der die allgemeinen Bedingungen festgelegt
sind, unter denen Anbieter Zugang zu dem mautpflichtigen Streckennetz erlangen kon-
nen. In den Gebietsvorgaben werden die organisatorischen, verfahrensméRigen, kom-
merziellen und technischen Zugangsbedingungen fir Anbieter zum jeweiligen Mautsys-
tem festlegt. Es missen entsprechend den Mindestinhalten der Gebietsvorgaben in An-
hang Il der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/204 insbesondere Regelungen zu den
zu zahlenden Entgelten und der als Sicherheit abzugebenden Bankgarantie oder einem
gleichwertigen Finanzinstrument und zum Umfang der Mitwirkung an der Mauterhebung
sowie dem Verfahren der Abwicklung der Mitwirkung getroffen werden.

Zu
Zu

In 8 9 Absatz 1 Satz 1 wird der Verweis aufgenommen, dass die Gebietsvorgaben nach
MaRgabe des Anhangs Il der Durchfuhrungsverordnung (EU) 2020/204 zu erstellen sind.
Der Anhang Il der Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/204 regelt die Mindestinhalte der
Gebietsvorgaben fir die mautpflichtigen Streckennetze, die durch § 9 ausgestaltet wer-
den.

Zu

Die Anderungen in § 9 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 dienen der Klarstellung, dass die
Bankgarantie und das gleichwertige Finanzinstrument nach Absatz 4 nicht zu den Entgel-
ten der Anbieter nach Absatz 3 zahlen, sondern eigenstédndig neben diesen Entgelten
stehen.

Zu

Die Regelungen zum Umfang der Mitwirkung an der Mauterhebung missen insbesondere
eindeutig festlegen, ob die Berechnung der Maut entsprechend Artikel 5 Absatz 7 der
Richtlinie (EU) 2019/520 durch die zustandige Behodrde oder die Anbieter erfolgt. Die zu-
standige Behdrde des Bundes oder der Lander fuhrt die Berechnung der Maut im Grund-
satz selbst durch. Die EEMD-Anbieter wirken an der Berechnung der Maut mit, indem sie
die Positionsdaten und die fur die Hohe der Maut maf3geblichen Merkmale der Fahrzeug-
klassifizierung eines mautpflichtigen Fahrzeugs zu einer Benutzung des mautpflichtigen
Streckennetzes an die zustéandige Behdrde tbermitteln. Der Erkennungsprozess und die
Tarifierung auf Basis der von den Anbietern Ubermittelten Daten werden von der zustan-
digen Behorde durchgefiihrt. Die zustandige Behdrde kann sich in Bezug auf den Umfang
der Mitwirkung an der Mauterhebung abweichend vom Grundsatz entscheiden, die Be-
rechnung der Maut von den EEMD-Anbietern durchfiihren lassen. Die EEMD-Anbieter
sind in diesem Fall verpflichtet, Mautbuchungsnachweise (zu einer mautpflichtigen Fahrt
zusammengefihrte abschnittsbezogene Erhebungsdaten), die das Ergebnis des Erken-
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nungsprozesses einschlielllich der Tarifierung darstellen, an die zustandige Behdrde zu
Ubermitteln. Die Gebietsvorgaben missen die Information, welche Stelle die Berechnung
der Maut durchfuhrt, und Vorgaben (u.a. Qualitdt, Format, Fristen) fur die jeweils zu
UbermitteInde Art der Daten enthalten.

In Buchstabe b wird klargestellt, dass die Regelungen zur Mitwirkung an der Mauterhe-
bung neben den bei der Berechnung der Maut anzuwendenden Maut-Basisdaten auch
Regelungen zum Umfang der Mitwirkung der Anbieter bei der Berechnung der Maut ent-
halten missen. Diese Regelungen missen insbesondere die von den Anbietern zu er-
bringenden Mitwirkungsleistungen im Berechnungsprozess benennen.

Mit der Erganzung der technischen Schnittstellen in Buchstabe ¢ wird klargestellt, dass
Regelungen zu allen technischen Schnittstellen zwischen den zustandigen Behérden und
den Anbietern zu treffen sind, die nach Anhang | der Durchfiihrungsverordnung (EU)
2020/204 vorgesehen sind. Neben den Sperrlisten sind insbesondere Regelungen zu den
Nutzerlisten zu treffen.

Fur die zu Ubermittelnden Daten sind nach den Buchstaben d und f in den Gebietsvorga-
ben das Format der Ubermittlung und die Anforderungen an deren Richtigkeit vorzuge-
ben. Die Gebietsvorgaben miissen entsprechend dem Umfang der Mitwirkung an der Be-
rechnung der Maut die Vorgaben an Positionsdaten und die Merkmale der Fahrzeugklas-
sifizierung und die Daten des Mautbuchungsnachweises umfassen.

Die Anderung in Buchstabe j dient der Anpassung an die Vorgaben fiir die Inhalte der
Geschaéftsbedingungen der Ziffer 1.2 des Anhangs Il der Durchflihrungsverordnung (EU)
2020/204 in Bezug auf die Methode der Vergitung und der Umsetzung der Veréffentli-
chungspflicht nach dem neuen § 10a Absatz 1 Mautsystemgesetz.

Der neu eingefligte Buchstabe n setzt die Vorgabe der Ziffer 1 Buchstabe e des Anhangs
[I der Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/204 um, nach dem die Gebietsvorgaben einen
Verweis auf die Vermittlungsstelle und ihre Zustandigkeit fur die Uberprifung der Vergi-
tung der Anbieter enthalten muss.

Zu

In 8§ 9 Absatz 2 wird die Vorgabe aus Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/520 hin-
sichtlich der Frist fur die Veroffentlichung der Gebietsvorgaben umgesetzt. Anbieter mis-
sen danach im Fall eines neu eingefiihrten Systems auf Basis der in den Gebietsvorga-
ben veroffentlichten Anforderungen spatestens einen Monat vor der Inbetriebnahme des
Systems zugelassen werden kdnnen und im Fall eines geanderten Systems spatestens
einen Monat vor der Inbetriebnahme des geénderten Systems ihre Interoperabilitatskom-
ponenten an die neuen Anforderungen anpassen und eine erneute Zulassung erhalten
konnen. Die jeweils zustandige Behdérde muss nach der neuen Fristenregelung bei einer
Anderung der Gebietsvorgaben beriicksichtigen, ob die Anderungen die erneute Durch-
fuhrung des Zulassungsverfahrens oder von Teilen des Verfahrens erfordern und welcher
zeitliche Aufwand hierdurch entsteht. Der Zeitpunkt der Ubermittlung variiert damit ent-
sprechend dem notwendigen Vorlauf fir die Zulassung der Anbieter.

Zu
In 8 9 Absatz 4 wird das Wort ferner aus redaktionellen Griinden gestrichen.
Zu

Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2019/520 regelt erstmalig europarechtlich einen Anspruch der
EEMD-Anbieter auf die Zahlung einer Vergitung durch den Mauterheber und verpflichtet
die Mitgliedstaaten, bei der Ausgestaltung der Anbieterverglitung bestimmte Vorgaben
einzuhalten. Die Vorgaben der Richtlinie werden durch den neu eingefligten 8§ 10a umge-
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setzt und sind von den jeweils fur die Erhebung der Maut in Bund und Landern zustandi-
gen Behdérden bei der Gestaltung der Vergitung zu beachten.

Die wesentlichen Anforderungen an die Berechnung der Vergitung sind, dass sie trans-
parent, diskriminierungsfrei und fur alle fir das jeweilige mautpflichtige Streckennetz zu-
gelassenen Anbieter identisch festgelegt und in den Gebietsvorgaben veréffentlicht wird.
Diese Vorgaben dienen dazu, dass die Vergutung fir alle Anbieter in der gleichen Art und
Weise berechnet wird, insbesondere unter Anwendung derselben festen oder variablen
Vergitungsbestandteile und auf Basis derselben Berechnungsgrundlagen (z.B. in Abhan-
gigkeit vom jeweils abgerechneten Mautvolumen, der Anzahl der von einem Anbieter be-
reitgestellten aktiven Fahrzeuggerate, der Zahl der Mauttransaktionen, der Anzahl der
Rechnungen, der Art der Dienstleistungen). Die Berechnungsmethode, einschliel3lich der
angewandten Vergutungsbestandteile und Berechnungsgrundlagen, muss transparent
und damit nachvollziehbar gestaltet sein und in den Gebietsvorgaben des jeweiligen
mautpflichtigen Streckennetzes verotffentlicht werden, um den bereits zugelassenen An-
bietern und interessierten Unternehmen die eigenstandige Berechnung der Vergitung
(z.B. im Rahmen eines Businessplans) zu ermdglichen.

In Absatz 2 wird die Verpflichtung aus der Richtlinie umgesetzt, dass die Methode der
Berechnung der Vergitung von Anbietern und Betreibern fir vergleichbare Dienste der-
selben Struktur folgen muss, sofern es in einem mautpflichtigen Streckennetz einen von
der zustandigen Behorde mit dem Betrieb eines Systems fiir die Erhebung der Maut be-
auftragten Betreiber gibt. Es miissen daher bei vergleichbaren Leistungen des Betreibers
und der Anbieter die gleichen Vergutungsbestandteile und Berechnungsgrundlagen an-
gewendet werden. Vergleichbare Leistungen koénnen u.a. die Bereitstellung von Fahr-
zeuggeraten, die Zahlungsabwickelung oder der Kundenservice sein. An den Betreiber
und die Anbieter kénnen dabei allerdings unterschiedliche Anforderungen in Bezug auf
die Erbringung dieser Leistungen gestellt werden, die einen Unterschied in der Hohe der
Vergutung rechtfertigen. Die Hohe der Vergltung kann sich zudem nach Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 unterscheiden, wenn der Betreiber eine Vergltung fir besondere Leistungen
erhélt, die Anbieter nicht erbringen (z.B. Sicherstellung des diskriminierungsfreien Zu-
gangs zum Mautsystem durch Vorhalten verschiedener Methoden der Mauterhebung oder
besonderer Zahlungsmittel, Annahme jedes Nutzers ohne Mdglichkeit der Ablehnung ei-
nes Vertragsschlusses, Wahrnehmung von Kontrollaufgaben und Bereitstellung entspre-
chender Technik, Mitwirkung an der Ahndung von Verstof3en gegen die Mautpflicht). Nach
Nummer 2 kann die zustandige Behorde von der Vergitung Kosten fur die Bereitstellung,
den Betrieb und die Instandhaltung eines interoperablen und den Anforderungen des
Mautdienstes entsprechenden Systems abziehen, sofern diese nicht in der Maut enthalten
sind.

Zu
Zu

Die Neufassung von § 12 Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 1 der Richt-
linie (EU) 2019/520. Nach der EEMD-Entscheidung 2009/750/EG mussten Anbieter in-
nerhalb von 24 Monaten nach ihrer Registrierung Vertrage tUber samtliche mautpflichtigen
Streckennetze im Anwendungsbereich der Richtlinie abschlieRen und die Abdeckung
samtlicher Streckennetze zu jedem Zeitpunkt aufrechterhalten bzw. wiederherstellen. Die-
se Voraussetzung sollte dazu dienen, dass Anbieter sich nicht nur auf die wirtschaftlich
attraktiven Mautgebiete beschrénken. Auf das Erfordernis der Vollabdeckung wurde im
Rahmen der Revision der Richtlinie verzichtet, da es sich u.a. aufgrund der teilweise sehr
aufwendigen Zulassungsverfahren in den verschiedenen Mautgebieten als Hindernis der
Entwicklung des EEMD erwiesen hatte.

Die Anforderung an die Abdeckung der mautpflichtigen Streckennetze in § 12 Absatz 1
sieht nun eine zweiteilige Fristenregelung vor. Anbieter miissen innerhalb von 36 Monaten
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nach der Registrierung in ihrem Niederlassungsmitgliedstaat Zulassungsvertrage tber alle
mautpflichtigen Streckennetze im Anwendungsbereich der Richtlinie in vier Mitgliedstaa-
ten der EU abgeschlossen haben. Anbieter missen kinftig nicht mehr alle Staaten mit
elektronischen Mautsystemen abdecken, sondern nur noch mindestens vier Staaten. Will
ein Anbieter aber in einem bestimmten Staat den Mautdienst anbieten, muss er ihn in
allen elektronischen Mautsystemen dieses Staates anbieten und hierfur zugelassen sein.
Die Zulassung fur alle Mautsysteme innerhalb eines bestimmten Staates muss innerhalb
von 24 Monaten ab dem Abschluss des ersten Zulassungsvertrags in dem jeweiligen
Staat erfolgen. Die Frist von 24 Monaten fir die vollstindige Abdeckung eines Staates
verlangert nicht die 36 Monate fiir die Abdeckung der vier Staaten, sondern ist innerhalb
der 36 Monate einzuhalten. Nach § 12 Absatz 1 Satz 2, der Artikel 5 Absatz 2 der Richtli-
nie (EU) 2019/520 umsetzt, ist die vollstandige Abdeckung von mindestens vier Staaten
schnellstméglich wiederherzustellen, sollte sie nicht mehr gegeben sein.

Zu

Die Pflicht der Anbieter in § 12 Absatz 2, Uber die abgedeckten mautpflichtigen Strecken-
netze zu informieren, besteht nach deutschem Recht kiinftig nur fir beim Bundesamt fur
Guterverkehr registrierte Anbieter. Die Information muss aber nicht mehr nur den Nutzern
zuganglich gemacht werden, sondern verdffentlicht werden. Die Anbieter sind zudem ver-
pflichtet, innerhalb eines Monats nach der Registrierung ausfihrliche Plane fur die Erwei-
terung ihrer Dienste auf weitere mautpflichtige Streckennetze zu veréffentlichen und jahr-
lich zu aktualisieren. Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/520 sieht die Pflicht jedes
Mitgliedstaates vor, die bei ihm registrierten Anbieter zur Veroffentlichung von Informatio-
nen lber die Abdeckung der Streckennetze und etwaigen Anderungen sowie die ausfiihr-
lichen Plane fir eine etwaige Erweiterung ihrer Dienste auf weitere Streckennetze zu ver-
pflichten, so dass weiterhin alle Anbieter die abgedeckten Streckennetze veroffentlichen
mussen.

Zu
Zu

In § 13 Absatz 2 wird zur Umsetzung von Artikel 5 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/520
der Verweis auf die EEMD-Entscheidung 2009/750/EG durch den Verweis auf die Richtli-
nie (EU) 2019/520, die Richtlinie 2014/53/EU und die Richtlinie 2014/30/EU, deren Anfor-
derungen von den Fahrzeuggeraten der Anbieter erflllt werden missen, ersetzt. Mit dem
neuen Satz 2 wird klargestellt, dass der Anbieter auf Verlangen nachzuweisen hat, dass
die Anforderungen der Richtlinien erfillt werden.

Zu

Zur Umsetzung von Artikel 5 Absatz 6 und Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie (EU)
2019/520 werden die Informationspflichten der Anbieter in 8 13 Absatz 4 angepasst. Die
beim Bundesamt fur Guterverkehr registrierten Anbieter miissen Nutzern ihre Vertragspo-
litik bekannt machen. Hierzu gehdren insbesondere die Beschreibung der vertraglichen
Haupt- und Nebenpflichten, wie auch die Information Uber sonstige erganzende vertragli-
che Regelungen, wie z.B. Allgemeine Geschéaftsbedingungen oder vergleichbare Rege-
lungen im Vertragsverhaltnis zwischen Anbieter und Nutzer. Die Verpflichtung trifft ent-
sprechend der unionsrechtlichen Vorgabe nur die beim Bundesamt fur Guterverkehr re-
gistrierten Anbieter. Die Einhaltung der Verpflichtungen der in anderen Mitgliedstaaten
registrierten Anbieter wird von den jeweiligen Niederlassungsstaaten Uberwacht.

Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/520 sieht vor, dass die Anbieter bei Vertrags-
schluss Nutzer Uber die giltigen Zahlungsmittel, die bei der Abrechnung tber den jeweili-
gen Anbieter genutzt werden kdnnen, informieren missen. Die Information Uber die ak-
zeptierten Zahlungsmittel fir die Zahlung der Maut kann entscheidenden Einfluss auf die
Wahl der Nutzer bezliglich des Mautdienstleisters haben, da Betreiber und Anbieter re-
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gelmafig verschiedene Zahlungsmittel (z.B. Kreditkarten, Tankkarten, Guthaben, Bar-
geld) anbieten und sich die Konditionen fir deren Einsatz unterscheiden kénnen (z.B.
Entgelte, Zahlungsziele). Die Nutzer sind zudem gemal der Datenschutzgrundverord-
nung (EU) 2016/679 Uber die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten und ihre da-
tenschutzrechtlichen Rechte zu informieren und Uber die ihnen nach anderen daten-
schutzrechtlichen Vorschriften zustehenden Rechte.

Zu
Zu

In 8 14 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort Unverandertheit zum Zweck der Anpassung an die
im Bereich der Datensicherheit genutzten Begrifflichkeiten durch das Wort Unverénder-
lichkeit ersetzt.

Zu Buchstabe b

Die Merkmale der Fahrzeugklassifizierung werden bei neu entwickelten Fahrzeuggeraten
nicht mehr zwingend im Fahrzeuggerat selbst gespeichert, sondern in Applikationen fur
Mobiltelefone oder sonstige mobile Endgerate, Uber die auch die veranderlichen Merkma-
le der Fahrzeugklassifizierung geandert werden kdnnen. In Erwagungsgrund 10 der Richt-
linie (EU) 2019/520 ist die ,Nutzung von und Anbindung an andere, bereits im Fahrzeug
vorhandene Hardware- und Software-Systeme, wie Satellitennavigationssysteme oder
Mobilgerate” angelegt. Die Erganzung der Regelungen zur Verantwortlichkeit fur die Rich-
tigkeit der unveranderlichen und verédnderlichen Merkmale der Fahrzeugklassifizierung
tragt der Weiterentwicklung im Bereich der Fahrzeuggerate und deren kiinftigem Einsatz
Rechnung und regelt die Verantwortlichkeit unabhangig vom Speicherort der korrekt an-
zugebenden Daten.

Zu

Der neu angefiigte § 14 Absatz 3 und 4 setzt Artikel 5 Absatz 7 und 8 der Richtlinie (EU)
2019/520 um. Die flr die Erhebung der Maut in Bund und Landern zustandigen Behérden
(Mauterheber) kénnen nach den europaischen Vorgaben die Berechnung der Maut ent-
weder selbst durchfihren oder von den Anbietern durchfiihren lassen, die Anbieter mus-
sen den Behorden die jeweils notwendigen Daten zur Verfiigung stellen. Anbieter werden
nach Artikel 5 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2019/520 erstmals auf Grundlage des Unions-
rechts verpflichtet, den zustandigen Behérden die notwendigen Informationen zur Verfi-
gung zu stellen, um die Maut fur die EEMD-Nutzer zu berechnen, oder damit sie die Be-
rechnung der von den Anbietern berechneten Maut Gberprufen kénnen.

Berechnen die zustandigen Behorden die Maut selbst, missen die Anbieter ihnen nach
§ 14 Absatz 3 Satz 1 die notwendigen Informationen fur die Berechnung der Maut tber-
mitteln. Dies sind regelméaRig die Positionsdaten der Fahrzeuggeréate oder andere Daten
Uber die auf dem mautpflichtigen Streckennetz zurlickgelegte Strecke und die Merkmale
der Fahrzeugklassifizierung eines mautpflichtigen Fahrzeugs (z.B. Achszahl, Emissions-/
Schadstoffklasse, Gewicht) zu einer Fahrt auf dem mautpflichtigen Streckennetz. Im Fall
der Berechnung der Maut durch die Anbieter sind den zustandigen Behdrden nach § 14
Absatz 3 Satz 2 die gleichen oder ahnliche Daten zu Ubermitteln, da diese auch fir die
Uberprifung der korrekten Berechnung der Maut durch den Anbieter erforderlich sind. Die
datenschutzkonforme Ausgestaltung der Pflicht zur Bereitstellung der Daten erfolgt fur
das mautpflichtige Streckennetz im Anwendungsbereich des Mautsystemgesetzes im
Bundesfernstrallenmautgesetz.

Die Pflicht der Anbieter zur Unterstiitzung der zustandigen Behdrden im Fall nicht oder
nicht vollstandig entrichteter Maut im Rahmen von Nacherhebungs- und Ordnungswidrig-
keitenverfahren, insbesondere durch die Ubermittlung der Fahrzeug- und Halterdaten,
wird entsprechend den Vorgaben in Artikel 5 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2019/520 in §
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14 Absatz 4 normiert. Nach dem Erwagungsgrund 17 der Richtlinie sollen Anbieter ver-
pflichtet sein, uneingeschrankt mit den Mauterhebern bei ihren Durchsetzungsbemuhun-
gen zusammenzuarbeiten, um die allgemeine Effizienz elektronischer Mautsysteme zu
verbessern. Mauterheber sollen daher in Fallen, in denen der Verdacht der Nichtentrich-
tung der Maut besteht, vom Anbieter Daten Uber das Fahrzeug und den Eigentiimer oder
Halter des Fahrzeugs anfordern kénnen, sofern diese Daten nicht fur andere Zwecke als
die Rechtsdurchsetzung verwendet werden.

Zu
Zu

In § 15 Absatz 3 werden die Pflichten der Nutzer in Bezug auf die von ihnen genutzten
Fahrzeuggerate erganzt. Sofern Anbieter kiinftig Fahrzeuggerate zur Verfiigung stellen,
die Uber Applikationen auf mobilen Endgeraten gesteuert werden, sind die Nutzer ver-
pflichtet, wahrend des Einsatzes in den zum Mautdienst gehdrenden mautpflichtigen Stre-
ckennetzen neben der Funktionsfahigkeit des Fahrzeuggeréts auch die Funktionsfahigkeit
des mit dem Fahrzeuggerat verbundenen Mobilgerats sicherzustellen. Die Nutzer missen
nach § 15 Absatz 3 Satz 3, der Artikel 10 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/520 umsetzt,
das Fahrzeuggeréat, das fur den Einsatz in dem jeweiligen mautpflichtigen Streckennetz
bestimmt ist, nutzen, sofern mehr als ein Fahrzeuggerat im Fahrzeug vorhanden ist. Dies
soll die korrekte Funktionsfahigkeit der Fahrzeuggerate und die klare Verantwortlichkeit
eines Anbieters fiir die Zahlung der geschuldeten Maut eines Nutzers sicherstellen sowie
die doppelte Abrechnung einer Fahrt, einschlie3lich entsprechender Erstattungsverfahren,
verhindern.

Zu

Die Pflicht der Nutzer zur Benutzung der Fahrzeuggerate entsprechend der Anweisungen
des Anbieters in § 15 Absatz 4 wird um die Befolgung der Anweisungen hinsichtlich der
Nutzung der die Fahrzeuggerate steuernden Applikationen auf Mobilgeraten erweitert.

Zu

§ 16 Absatz 6 wird aufgehoben, da der Regelungsgegenstand in 8 20 Mautsystemgesetz,
auf den bislang verwiesen wurde, Uberfihrt wird.

Zu
Zu

In 8 17 Absatz 1 wird eine Legaldefinition der Maut-Basisdaten aufgenommen, die der
Definition in Artikel 2 Nummer 15 der Richtlinie (EU) 2019/520 entspricht. Die Frist fur die
erstmalige Ubermittlung der Maut-Basisdaten von der zustéandigen Behorde an das Bun-
desamt fur Guterverkehr, der zustandigen Behérde fur das Mautdienstregister nach § 21
Mautsystemgesetz, wird in Absatz 3 verschoben und dort gemeinsam mit der Ubermitt-
lungsfrist fur Anderungen geregelt, da dieselbe Frist gilt.

Zu

In 8 17 Absatz 2 Nummer 3 und 4 werden sprachliche Angleichungen an die in anderen
mautrechtlichen Vorschriften genutzten Begriffe Fahrzeug und Merkmale fir die Fahr-
zeugklassifizierung vorgenommen, die die in anderen Vorschriften nicht genutzten Begrif-
fe Fahrzeugart und Merkmale fir die Klassifizierung der Fahrzeugarten ersetzen.
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Zu

Die Regelung der Ubermittlungsfrist der Maut-Basisdaten und ihrer Anderungen wird
durch einen Verweis auf die Frist fiir die Ubermittlung der Gebietsvorgaben in § 9 Absatz
2 ersetzt, da die Maut-Basisdaten nach § 9 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe c Be-
standteil der von der zustandigen Behdrde zu lUbermittelnden Gebietsvorgaben ist und
somit auch die Frist des § 9 Absatz 2 maR3geblich ist.

Zu

In 8 18 Absatz 1 wird klargestellt, dass die Berechnung der Maut vom Bund und den L&n-
dern fur die mautpflichtigen Streckennetze in ihrer jeweiligen Zustandigkeit auf Grundlage
der Klassifizierung der Fahrzeuge festzulegen ist. Der Begriff Fahrzeugart wird gleichzei-
tig zur Angleichung an den in anderen mautrechtlichen Vorschriften genutzten Begriff
Fahrzeug ersetzt und der Verweis auf den Anhang VI der EEMD-Entscheidung durch ei-
nen Verweis auf den entsprechenden Anhang | der delegierten Verordnung (EU)
2020/203 ersetzt. Anhang | bestimmt die zur Fahrzeugklassifizierung einsetzbaren Fahr-
zeugmerkmale.

§ 18 Absatz 2 regelt die Verpflichtung der Mitgliedstaaten der EU in Artikel 2 Absatz 2 der
delegierten Verordnung (EU) 2020/203 zur Information der Europdischen Kommission,
der anderen Mitgliedstaaten und der Anbieter Gber die Einfihrung neuer Merkmale fir die
Fahrzeugklassifizierung sechs Monate vor ihrer Einfuhrung. Die neuen Merkmale sind
dem Bundesamt fur Guterverkehr zu tbermitteln, da die Merkmale fiir die Fahrzeugklassi-
fizierung als Bestandteil der Maut-Basisdaten nach § 18 Absatz 2 mit den Gebietsvorga-
ben zu verdffentlichen ist. Dem Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur
sind die Informationen zuzusenden, damit es der Verpflichtung nach Satz 2 zur Unterrich-
tung der Kommission, der anderen Mitgliedstaaten und der Anbieter nachkommen kann.

Zu

Die Haftung der Anbieter fir die Zahlung der Maut nach § 19 Absatz 1, auch im Fall der
nachgewiesenen Nichttibermittlung von Mautbuchungsnachweisen, wird fir mautpflichtige
Streckennetze, in denen die zustandigen Behérden die Berechnung der Maut selbst
durchfuhren, alternativ zu den Mautbuchungsnachweisen auf die in diesem Fall zu tber-
mittelnden Positionsdaten und fur die Hohe der Maut maRgeblichen Merkmale der Fahr-
zeugklassifizierung ausgeweitet.

Zu

Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2019/520 hat die Anforderungen an die Buchfihrung im Hin-
blick auf die durch die Vorschrift Verpflichteten als auch auf die voneinander abzugren-
zenden Tatigkeiten ausgeweitet. Auf Grundlage dieser Vorgaben missen samtliche An-
bieter und Betreiber nach § 20 mit Inkrafttreten der Anderung ihre Buchfiihrung so gestal-
ten, dass eine eindeutige Unterscheidung der Kosten und Einnahmen im Zusammenhang
mit der Téatigkeit als Betreiber oder Anbieter von den Kosten und Einnahmen im Zusam-
menhang mit anderen Téatigkeiten (z.B. als Zahlungsdienstleister oder Tankkartenanbie-
ter) moglich ist. Die Trennung der Kosten und Einnahmen aus verschiedenen Geschéfts-
feldern der Betreiber und Anbieter dient insbesondere der Uberpriifbarkeit und der Durch-
setzung des Verbots des Gewinn- und Verlustausgleichs (sog. Quersubventionen) zwi-
schen den Geschéftsfeldern nach Satz 2. Die Informationen tber die Kosten und Einnah-
men aus der Tatigkeit als Betreiber oder Anbieter miissen im Rahmen eines Vermitt-
lungsverfahrens der Vermittlungsstelle nach § 28 oder im Fall eines gerichtlichen Verfah-
rens dem zustandigen Gericht auf eine entsprechende Aufforderung hin zur Verfiigung
gestellt werden. Die gesellschaftsrechtlichen und handelsrechtlichen Pflichten, einschliel3-
lich der Veroffentlichungspflichten, bleiben von dieser Regelung unbertihrt.
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Zu
Zu

Der Inhalt des Mautdienstregisters nach § 21 Absatz 1 Satz 2 wird in Umsetzung von Arti-
kel 18 der Richtlinie (EU) 2019/520 um den Namen und die Kontaktinformationen der
zentralen Anlaufstelle fir Anbieter nach 8§ 35 erweitert. Deutschland muss eine zentrale
Anlaufstelle einrichten, sofern es mehr als ein mautpflichtiges Streckennetz im Anwen-
dungsbereich des Mautsystemgesetzes gibt. Die konkreten Daten der zentralen Anlauf-
stelle werden daher nur veroffentlicht, wenn eine zentrale Anlaufstelle fir Deutschland
benannt wurde.

Zu

Das Mautdienstregister ist nach Artikel 21 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/520 nicht
mehr allen registerfiihrenden Stellen der Mitgliedstaaten zu tbermitteln, sondern nur noch
der Kommission, die die mitgliedstaatlichen Register gebiindelt verteilt.

Zu

In 8§ 22 Absatz 2 werden die Verweise auf die alte Interoperabilitatsrichtlinie 2004/52/EG
und die EEMD-Entscheidung 2009/750/EG durch Verweise auf die Richtlinie (EU)
2019/520, die delegierte Verordnung (EU) 2020/203 und die Durchfiihrungsverordnung
(EU) 2020/204 ersetzt.

Zu
Zu Buchstabe a bis c

Die Verweise auf Anhang IV der EEMD-Entscheidung 2009/750/EG in § 23 Abséatze 1, 2
und 4 werden durch Verweise auf den Anhang Il der Durchfihrungsverordnung (EU)
2002/204 ersetzt.

Zu

Der neu angefugte § 23 Absatz 5 Satz 1 setzt die Pflicht in Artikel 15 Absatz 2 Satz 1 der
Richtlinie (EU) 2019/520 zur Einrichtung einer Testumgebung fur die Prifung der fur den
EEMD eingesetzten Fahrzeuggerate auf ihre Gebrauchstauglichkeit um. 8§ 23 Absatz 5
Satz 2 raumt auf Grundlage von Artikel Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie (EU) 2019/520 die
Mdglichkeit ein, eine einheitliche Testumgebung einzurichten, um die Gebrauchstauglich-
keit fir mehr als ein mautpflichtiges Streckennetz zu prifen. Die Durchfiihrung der Ge-
brauchstauglichkeitsprifung in der Testumgebung kann unter Mitwirkung einer notifizier-
ten Stelle nach § 27 erfolgen.

Zu
Zu

Die Erganzung in 8 25 Absatz 1 Satz 2 berucksichtigt Fahrzeuggeréte, die Uber eine Ap-
plikation auf einem Mobilgerat gesteuerten werden. Wahrend der Fahrt sollen weder im
Fahrzeuggerat selbst noch in einer ein Fahrzeuggerat steuernden Applikation Anderun-
gen notwendig sein. In Bezug auf die Merkmale fir die Fahrzeugklassifizierung wird eine
sprachliche Angleichung vorgenommen.
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Zu

In 8 25 Absatz 2 wird der Verweis auf die alte Interoperabilitatsrichtlinie 2004/52/EG durch
den Verweis auf die Richtlinie (EU) 2019/520 ersetzt und das Wort Fahrzeugart aus
Griunden der Vereinheitlichung in Fahrzeuge geéndert.

Zu

In 8 25 Absatz 3 wird vorgesehen, dass es eine Benutzer-Schnittstelle fur die Eingabe der
verédnderbaren Daten zu den Merkmalen fir die Fahrzeugklassifizierung entweder im
Fahrzeuggerat selbst oder in einer ein Fahrzeuggerat steuernden Applikation geben
muss.

Zu

Mit dem neu angefugten 8 25 Absatz 4 Satz 2, der Artikel 3 Absatz 5 unter Berucksichti-
gung von Erwéagungsgrund 10 der Richtlinie (EU) 2019/520 umsetzt, wird der technologi-
schen Entwicklung der Fahrzeuggerdte Rechnung getragen. Fahrzeuggerate miissen
nicht mehr sdmtliche fur die Mauterhebung und Kontrolle notwendige Technik selbst ent-
halten, sondern kénnen mit anderen technischen Komponenten, einschlie3lich Hardware
und Software, des Fahrzeugs, mobiler Endgeréte (z.B. Applikationen, die die Eingaben in
das Fahrzeuggerat ermdglichen) oder anderen technischen Gerdten im Fahrzeug (z.B.
Navigationssystem, Tachograph) verbunden sein.

Zu
Zu

Der Verweis auf Anhang IV der EEMD-Entscheidung 2009/750/EG in § 27 Absatz 1 wird
durch den Verweis auf Anhang Ill der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/204, in dem
die Verfahren der Beurteilung der Konformitat und der Gebrauchstauglichkeit nach der
Revision der unionsrechtlichen Vorschriften geregelt sind, ersetzt.

Zu
Zu

In § 27 Absatz 3 Satz 1 wird der Verweis auf die Richtlinie 2004/52/EG und die EEMD-
Entscheidung 2009/750/EG durch den Verweis auf die Richtlinie (EU) 2019/520 und den
Anhang Il der delegierten Verordnung (EU) 2020/203 ersetzt.

Zu

Der neu eingefugte 8§ 27 Absatz 3 Satz 2 setzt Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie (EU)
2019/520 um. Die Notifizierung einer akkreditierten Stelle erfordert, neben der Einhaltung
der Anforderungen der Richtlinie (EU) 2019/520, nach dieser Vorschrift die Erfullung der
Bewertungskriterien der einschlagigen europdischen Normen fir akkreditierte Stellen
nach Anhang lll der delegierten Verordnung (EU) 2020/203.

Zu

In § 27 Absatz 5 wird der Verweis auf Absatz 2 Satz 2 korrigiert und durch einen Verweis
auf Absatz 3 Satz 3 ersetzt. Die Verpflichtung, die Kommission Uber die Entziehung einer
Akkreditierung zu informieren, ist nach der Revision der Interoperabilitatsrichtlinie in Arti-
kel 31 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/520 enthalten und der entsprechende Verweis
anzupassen.
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Zu
Zu

Die Einfugung in 8 28 Absatz 1 Satz 1 ermoglicht es, die Errichtung und den Betrieb der
Vermittlungsstelle kiinftig an eine Behdrde oder einen Privaten zu Ubertragen. Die Vor-
schrift sah bislang die Ubertragung an einen Privaten (z.B. Rechtsanwaltskanzlei) vor, da
zum Zeitpunkt der Neufassung des Mautsystemgesetzes aufgrund der Unklarheit Gber die
Entwicklung des Mautdienstes der Betrieb Uber einen Privaten als die wirtschaftlichere
Option erschien. Seit der Zulassung der ersten Anbieter in Deutschland ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass es regelmafig zur Durchfihrung von Vermittlungsverfahren kommt,
gestiegen. Der Betrieb der Vermittlungsstelle durch eine Behdrde kdnnte dabei dauerhaft
wirtschaftlicher sein als durch einen Privaten. Eine Institution mit Erfahrung im Bereich der
Streitschlichtung oder Regulierung kdnnte zudem vorhandene Kompetenzen im Umgang
mit Streitschlichtungsverfahren bzw. mit der Regulierung eines Marktes nutzen und die
Kontinuitat der Aufgabenwahrnehmung dauerhaft gewahrleisten. Die von einer Behdrde
betriebene Vermittlungsstelle misste dabei dieselben Voraussetzungen, insbesondere an
die Unabhangigkeit und Unparteilichkeit, erfillen wie eine von einem Privaten betriebene
Stelle.

Zu

Der Wortlaut von § 28 Absatz 3 Satz 2 wird zur Umsetzung der Vorgaben des Artikels 11
Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie (EU) 2019/520 geandert. Die Vermittlungsstelle hat die Be-
fugnis zu prifen, ob die zustandigen Behdrden die Vergitung der Anbieter entsprechend
den Vorgaben in 8§ 10a festgelegt haben. Sie muss keine Bewertung mehr vornehmen, ob
die Vertragsbedingungen Kosten und Risiken der Vertragsparteien angemessen wider-
spiegeln, sondern prift die Einhaltung der Anforderungen an die Berechnungsmethode.

Zu

Der Gegenstand des Austauschs mit den Vermittlungsstellen der anderen EU-
Mitgliedstaaten wird zur Umsetzung von Artikel 12 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/520
geéndert.

Zu

In 8 32 Absatz 1 wird der Verweis auf die alte Interoperabilitatsrichtlinie 2004/52/EG durch
den Verweis auf die Richtlinie (EU) 2019/520 ersetzt.

Zu
(Zu 8 33)

§ 33 dient der Umsetzung der unionsrechtlichen Vorgaben zum Informationsaustausch
Uber die Nichtentrichtung der Maut zwischen den Mitgliedstaaten in den Artikeln 23 bis 27
der Richtlinie (EU) 2019/520. Besteht der Verdacht, dass die Maut nicht oder nicht voll-
standig entrichtet wurde, kdnnen die Mitgliedstaaten der EU uber die jeweils von ihnen
benannten nationalen Kontaktstellen Daten zum Fahrzeug, fur das der Verdacht der
Nichtentrichtung besteht, und Daten zum Eigentimer oder Halter des Fahrzeugs entspre-
chend den Vorgaben in Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/520 austauschen. Die Mitglied-
staaten gewahren sich dabei gegenseitig auf Basis des Unionsrechts die Befugnis zur
Durchfuihrung einer automatisierten Suche in den nationalen Fahrzeugzulassungsdaten-
banken unter Verwendung des Europaischen Fahrzeug- und Fuhrerschein-
Informationssystems (EUCARIS). Die bestehende technische Anbindung des Kraftfahrt-
Bundesamtes an das EUCARIS-System wird fiir den Zweck der Identifizierung von Fahr-
zeugen und Haltern, bei denen der Verdacht der Nichtentrichtung der Maut besteht, er-
weitert. Da das Zentrale Fahrzeugregister nach § 33 StralRenverkehrsgesetz beim Kraft-
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fahrt-Bundesamt nur Halterdaten und keine Informationen zum Eigentimer eines Fahr-
zeugs enthdlt, kénnen neben den Fahrzeugdaten nur Informationen zum Halter durch
einen Abruf im automatisierten Verfahren beim Kraftfahrt-Bundesamt abgefragt werden.
Sofern auslandische Datenbanken Informationen zum Eigentiimer eines Fahrzeugs ent-
halten, kénnen diese durch einen Abruf im Ausland erlangt werden.

Der Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten erfolgt ausschlieB3lich Uber die
nationalen Kontaktstellen, deren Befugnisse sich nach dem jeweiligen nationalen Recht
richten. Nationale Kontaktstelle in Deutschland ist fir Abrufe der anderen Mitgliedstaaten
in Deutschland das Kraftfahrt-Bundesamt, das das Zentrale Fahrzeugregister betreibt und
nationale Kontaktstelle fur den Informationsaustausch nach anderen unionsrechtlichen
Vorschriften ist. Fur Abrufe aus den Fahrzeugregistern der anderen Mitgliedstaaten ist
das Bundesamt fur Giterverkehr als die fir die Mauterhebung zustandige Behdrde natio-
nale Kontaktstelle. Eine &hnliche Aufteilung der Funktion der nationalen Kontaktstelle zwi-
schen eingehenden und ausgehenden Abfragen existiert beim Informationsaustausch auf
Basis anderer Rechtsgrundlagen.

Das Kraftfahrt-Bundesamt ist die nationale Kontaktstelle fir eingehende Abrufe zu Fahr-
zeug- und Halterdaten tber die EUCARIS-Schnittstellen und erméglicht die automatisierte
Abfrage aus dem Zentralen Fahrzeugregister. Das Bundesamt fiir Guterverkehr wird als
nationale Kontaktstelle fir ausgehende Anfragen bei den zustandigen Behorden im Aus-
land benannt. In diesem Fall bedient sich das Bundesamt fur Guterverkehr der techni-
schen Mdoglichkeiten des Kraftfahrt-Bundesamtes, um eine Abfrage des Bundesamtes fir
Guterverkehr Uber die entsprechenden Schnittstellen an das Ausland zu stellen. Die Pri-
fung, ob eine Berechtigung zur Durchfiihrung einer automatisierten Suche im Ausland im
Verfahren nach Artikel 23 der Richtlinie (EU) 2019/520 vorliegt, wird durch das Bundes-
amt fur Giterverkehr vorgenommen. Das Bundesamt ist die derzeit einzige zustandige
Behdrde fir die Erhebung der Maut und damit gleichzeitig als Behdrde grundséatzlich zur
Durchfiihrung von Abfragen im Rahmen eines Verdachts der Nichtentrichtung der Maut
bei den zustandigen Behdrden im Ausland berechtigt. Fir die Durchfiihrung von Nacher-
hebungs- und Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen der Nichtzahlung der Maut in
Deutschland ist neben dem Bundesamt fur Giterverkehr fur bestimmte Falle auch die Toll
Collect GmbH als Beliehene zustandig. Da mit dem Mautsystemgesetz Regelungen fir
alle derzeit oder kinftig in den Anwendungsbereich der Interoperabilitatsrichtlinie fallen-
den mautpflichtigen Streckennetze getroffen werden, sind in 8 33 Vorgaben fiir den Fall
enthalten, dass es neben dem Bundesamt fir Giterverkehr andere zustandige Behérden
des Bundes oder eines Landes gibt. Sollte es klnftig weitere zustandige Behorden des
Bundes oder der Lander geben, wirde das Bundesamt fur Guterverkehr die Abfragebe-
rechtigung prifen und die Anfragen sowie die erhaltenen Daten an die entsprechenden
Behorden weiterleiten. Das Bundesamt fur Guterverkehr muss zudem sicherstellen und
bei Bedarf belegen kdnnen, dass die konkret abfragende Offentlichen Stelle zur Durchfih-
rung einer Abfrage berechtigt ist. Die Berechtigung fur Anfragen aus dem Ausland muss
durch die jeweilige nationale Kontaktstelle des Mitgliedstaats sichergestellt werden.

Eine automatisierte Suche wird von der nationalen Kontaktstelle des Staats, in dessen
Hoheitsgebiet die Maut nicht entrichtet wurde, unter Verwendung eines vollstandigen amt-
lichen Kennzeichens durchgefiihrt. Der Staat, in dessen Hoheitsgebiet die Maut nicht ent-
richtet wurde, verwendet die erhaltenen Daten ausschliel3lich zur Feststellung der fiir die
Nichtentrichtung verantwortlichen Person im Rahmen eines Nacherhebungs- oder Ord-
nungswidrigkeitenverfahrens oder eines vergleichbaren Verfahrens. Die als Ergebnis der
Abfrage im automatisierten Verfahren nach Artikel 23 der Richtlinie (EU) 2019/520 bzw.
§ 33 erhaltenen Daten dirfen von der nationalen Kontaktstelle nur an die fir die Erhebung
der Maut zustandige Behorde Ubermittelt werden, sofern diese Daten fir die Verfahren
wegen der Nichtentrichtung der Maut notwendig sind, die der Nichtentrichtung verdachtig-
te Person uber den Vorwurf informiert wird, es sich um die zustandige Stelle fir das Ver-
fahren handelt und die Pflicht zur Mautzahlung durch die Zahlung der nicht entrichteten
Maut erfullt wird.
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Es gelten fUr die mittels des Informationsaustauschs verarbeiteten Daten strenge daten-
schutzrechtliche Vorgaben, insbesondere der Datenschutzgrundverordnung (EU)
2016/679, der nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zum Datenschutz und der
speziellen mautrechtlichen Vorschriften zum Datenschutz im Mautsystemgesetz und Bun-
desfernstraRenmautgesetz. Diese umfassen u.a. eine strenge Zweckbindung der Daten
allein fur die die Identifizierung des Fahrzeugs oder des Eigentimers oder Halters des
Fahrzeugs, fur das der Verdacht einer Nichtentrichtung der Maut besteht, der Begrenzung
auf den fir den Zweck erforderlichen Umfang der Daten und die unverzigliche Lschung.
Die datenschutzrechtlichen Regelungen zur Verarbeitung der Daten im Rahmen des In-
formationsaustauschs bei Abrufen aus dem Ausland und in das Ausland durch die betei-
ligten Stellen (nationale Kontaktstellen und zustandige Behérden des Bundes oder eines
Landes, insbesondere das Bundesamt fur Guterverkehr) erfolgen in den Abséatzen 2, 3
und 5. Sollten kinftig mautpflichtige Streckennetze im Anwendungsbereich des Mautsys-
temgesetzes auf Basis landesrechtlicher Regelungen eingefiihrt werden, waren in den
Landesgesetzen ggf. ergdanzende Regelungen zu treffen.

Der Auskunftsanspruch des von einer Datenubermittlung betroffenen Halters nach 8§ 33
Absatz 6 erfolgt fur den Antragsteller kostenfrei. Der betroffene Halter muss bei seiner
Anfrage angeben, in welchem Zeitraum er eine Datenubermittlung erfragt, und muss die
Betroffenheit mit geeigneten Belegen, wie einem entsprechenden Schreiben aus dem
Ausland (z.B. Informationsschreiben nach Artikel 24 der Richtlinie (EU) 2019/520, Maut-
gebuhrenbescheid, BuRgeldbescheid), nachweisen.

Um die Bewertung des Verfahrens zum Informationsaustausch zu erméglichen, tbermit-
telt das Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur nach Artikel 26 der Richt-
linie (EU) 2019/520 bis zum 19.04.2023 und danach alle drei Jahre einen Bericht tber die
durchgefuhrten Verfahren auf Grundlage der Artikel 23ff. der Richtlinie (EU) 2019/520 an
die Kommission. Der Bericht enthélt die Zahl der automatisierten Suchanfragen, die der
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Maut nicht entrichtet wurde, im Anschluss an
diese Nichtentrichtungen in seinem Hoheitsgebiet an die nationale Kontaktstelle des Zu-
lassungsmitgliedstaats gerichtet hat, zusammen mit der Zahl der ergebnislosen Anfragen.
Der Bericht enthélt ebenfalls eine Beschreibung der Situation auf nationaler Ebene bei
den FolgemaRRnahmen, die wegen Nichtentrichtungen der Maut eingeleitet wurden, auf
der Grundlage des Anteils dieser Rechtsverstol3e, bei denen anschlieRend Informations-
schreiben versandt wurden. Die fiir den Bericht nach Artikel 26 erforderlichen Informatio-
nen zur Anzahl durchgefuhrter Abfragen werden insbesondere mittels der Daten des
Kraftfahrt-Bundesamtes und des Bundesamtes fur Guterverkehr zu den Fallzahlen ermit-
telt.

(Zu § 34)

§ 34 setzt die unionsrechtlichen Vorgaben aus Artikel 24 der Richtlinie (EU) 2019/520 um.
Die zustdndige Behérde muss im Rahmen von Nacherhebungs- oder Ordnungswidrigkei-
tenverfahren, in denen der Halter oder Eigentiimer eines Fahrzeugs, fir das der Verdacht
eines VerstolRes gegen die Mautpflicht besteht und der durch einen Abruf im automatisier-
ten Verfahren nach Artikel 23 der der Richtlinie (EU) 2019/520 bzw. 8§ 33 ermittelt wurde,
ein Informationsschreiben tber die Nichtentrichtung der Maut Gbermitteln. Die Schreiben
sind auf Grundlage des Musters in Anhang Il der Richtlinie (EU) 2019/520 zu erstellen.
Sie werden dabei an die konkreten Umstande (z.B. Stellung als Betroffener oder Zeuge,
Verwarnung, Bul3geld) anzupassen sein und sind nach Absatz 2 in der Sprache des Zu-
lassungsdokuments des Fahrzeugs oder in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaates
zu Ubermitteln, in dem das Fahrzeug zugelassen ist. Die Schreiben dienen der Informati-
on der von einem Verdacht der Nichtentrichtung der Maut Betroffenen insbesondere tber
die Art des Vorwurfs, die Umstéande und die anwendbaren Rechtsvorschriften einschliel3-
lich der Rechtsfolgen.

(Zu § 35)
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Der neu angefugte 8§ 35 dient der Umsetzung von Artikel 18 der Richtlinie (EU) 2019/520,
nach dem jeder Mitgliedstaat, der Uber mindestens zwei elektronische Mautsysteme im
Anwendungsbereich der Richtlinie auf seinem Hoheitsgebiet verfigt, eine zentrale Anlauf-
stelle flr Anbieter benennt. Das Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur
nimmt die Benennung fur Deutschland vor, sofern und sobald in Deutschland mehr als ein
elektronisches Mautsystem im Anwendungsbereich des Mautsystemgesetzes betrieben
wird. Die Benennung wird in diesem Fall im Bundesanzeiger bekanntgegeben. Die Kon-
taktdaten werden Anbietern auf Anfrage zur Verfigung gestellt und zusatzlich nach § 21
im Mautdienstregister veroffentlicht. Die zentrale Anlaufstelle soll den Kontakt zwischen
den Anbietern und den zustandigen Behérden im Bund und in den Landern erleichtern
und koordinieren. Insbesondere Anbieter, die sich fir einen Markteintritt in Deutschland
interessieren, kénnen sich an diese zentrale Anlaufstelle wenden und Kontaktdaten oder
Ansprechpartner der jeweils fur die Erhebung der Maut in Bund und Landern zustandigen
Behdorden erfragen.

Zu (Anderung des BundesfernstralRenmautgesetzes)
Zu
Zu

Die Nummern 8 und 10 in § 4 Absatz 3 Satz 3 sind anzupassen, um den technologischen
Entwicklungen im Bereich der Fahrzeuggerate Rechnung zu tragen. Es werden bereits
jetzt vermehrt Fahrzeuggeréate verwendet, die nicht mehr fest in ein Fahrzeug eingebaut
werden, sondern lediglich an die Stromversorgung angeschlossen sind (sog. ,Windshield-
OBU"). Durch die Anderungen kénnen die Daten samtlicher zum Zweck der Mauterhe-
bung im Fahrzeug genutzter Fahrzeuggerate verarbeitet werden. Die Nummer 9 wird um
die einer Fahrt zugeordnete Kostenstelle ergénzt. Nutzer haben mit der entsprechenden
technischen Umsetzung kinftig wieder die Mdglichkeit, eine mautpflichtige Fahrt manuell
zu beenden, indem sie die Kostenstelle im Fahrzeuggerat bzw. in einer ein Fahrzeuggerat
steuernden Applikation andern. Die Zuordnung der Kostenstelle zu einer bestimmten
mautpflichtigen Fahrt erleichtert den Mautschuldnern insbesondere die Abrechnung ge-
genuber Auftraggebern.

Zu

Die Berechnung der Maut erfolgt im Grundsatz fir alle mautpflichtigen Fahrzeuge durch
das Bundesamt fur Guterverkehr, das den Betreiber des deutschen Lkw-Mautsystems mit
der Berechnung fir die Nutzer des Betreibers beauftragt hat. Die Anbieter des europdi-
schen elektronischen Mautdienstes wurden bislang abweichend von diesem Grundsatz
mit der Berechnung der Maut fir ihre Nutzer beauftragt. Der neue § 4 Absatz 3a Bundes-
fernstraBenmautgesetz schafft die rechtlichen Voraussetzungen, dass die Berechnung
der Maut fur die Nutzer des EEMD kunftig durch das Bundesamt fiir Guterverkehr erfol-
gen kann. Das Bundesamt fur Guterverkehr kann den Betreiber des deutschen Mautsys-
tems mit der Durchfihrung der Berechnung der Maut beauftragen. Der Betreiber fuhrt den
Erkennungsprozess im Rahmen der automatischen Mauterhebung seit Beginn der
Mauterhebung fur die eigenen Nutzer durch.

Die Berechnung der Maut erfolgt durch den Erkennungsprozess, bestehend aus der Er-
kennung einer Befahrung des mautpflichtigen Streckennetzes durch den Abgleich der
Positionsdaten eines mautpflichtigen Fahrzeugs mit der elektronischen Karte des maut-
pflichtigen Streckennetzes und der Berechnung der Hohe der zu entrichtenden Maut an-
hand der tarifbestimmenden Merkmale der Fahrzeugklassifizierung eines Fahrzeugs (zu-
lassiges Gesamtgewicht, Achszahl, Emissions-/Schadstoffklasse). Die EEMD-Anbieter
wirden im Fall der Berechnung der Maut durch das Bundesamt fur Guterverkehr zur
Durchfiihrung des Erkennungsprozesses die Positionsdaten und die Merkmale der Fahr-
zeugklassifizierung zu einer Fahrt auf dem mautpflichtigen Streckennetz an das Bundes-
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amt fur Guterverkehr (Verantwortlicher im Sinne von Artikel 4 Nummer 7 DSGVO) Uber-
mitteln, wobei die Daten bei einer entsprechenden Beauftragung vom Betreiber als Auf-
tragsverarbeiter fir das Bundesamt fur Guterverkehr empfangen und dort verarbeitet wir-
den. Die Verarbeitung der Daten von Nutzern der EEMD-Anbieter wirde beim Betreiber
getrennt von den Daten der Nutzer des Betreibers und automatisiert erfolgen. Das Bun-
desamt fur Guterverkehr Ubermittelt in diesem Fall die als Ergebnis des Erkennungspro-
zesses erzeugten Mautbuchungsnachweise (zu einer mautpflichtigen Fahrt zusammenge-
fihrte abschnittsbezogene Erhebungsdaten) an die EEMD-Anbieter, die diese Daten als
Basis fur die Rechnungsstellung an die Nutzer und fur die Auskehr der Mauteinnahmen
an das Bundesamt fur Guterverkehr verwenden.

Die Mdglichkeit der einheitlichen Mauterkennung fir alle Nutzer des Betreibers und der
EEMD-Anbieter in Deutschland soll die Flexibilitat bei der Gestaltung des Mautsystems
und der Aufgabenlibertragung an die Anbieter erhéhen, dauerhaft zur Sicherstellung einer
einheitlich hohen Erhebungsqualitat der Maut beitragen und dem Grundsatz der Gebuh-
rengerechtigkeit durch eine einheitliche Ermittlung der Gebihrenhéhe dienen. Es kdnnte
sichergestellt werden, dass Anpassungen des Streckennetzes sowie Anderungen in der
Gestaltung der Mauttarife fUr alle Nutzer zeitgleich, schneller und einheitlich umgesetzt
werden. Sie bietet insbesondere flr neu in den Markt eintretende Anbieter Vorteile, da
das Zulassungsverfahren vereinfacht und die Anfangsinvestitionen fir die Tatigkeit in
Deutschland verringert werden. Fir bereits zugelassene Anbieter entfallen u.a. die Kosten
fur die Aktualisierung der technischen Systeme fiir die Erkennung und Tarifierung. Die
Berechnung durch den Mauterheber wird in &hnlicher Form auch in anderen europaischen
Staaten umgesetzt und war im Rahmen der Vorbereitungen der Einfilhrung des EEMD in
Deutschland von EEMD-Anbietern gefordert worden.

Die Ubermittlung der erforderlichen Daten fur die Durchfiihrung des Erkennungsprozes-
ses von den Anbietern an das Bundesamt fur Guterverkehr zum Zweck der Berechnung
der geschuldeten Maut dient der Umsetzung der entsprechenden Verpflichtung der Anbie-
ter zur Ubermittlung der notwendigen Daten fir die Berechnung und Erhebung der Maut
an die fur die Erhebung der Maut zustandige Behoérde des Bundes und der Lander nach §
14 Absatz 3 Mautsystemgesetz fir das deutsche Lkw-Mautsystem, das derzeit einzige
elektronische Mautsystem im Anwendungsbereich des Mautsystemgesetzes. Die Rege-
lung des § 14 Absatz 3 Mautsystemgesetz setzt wiederum Artikel 5 Absatz 7 der Richtlinie
(EU) 2019/520 um.

Die strenge Zweckbindung der Mautdaten gilt auch fur die im Rahmen der Mautberech-
nung verarbeiteten Daten. Die Daten dirfen nur zum Zweck der Berechnung der geschul-
deten Maut Gbermittelt werden und nur soweit die Ubermittlung zur Erfillung des Zwecks
erforderlich ist.

Zu
Zu

Mit der Nutzung des Mauterhebungsdienstes erfolgt die Berechnung der Maut nach § 3
Absatz 4 Bundesfernstralenmautgesetz durch das Bundesamt fir Giterverkehr, die An-
bieter wirken durch die Erfassung und Ubermittlung der Positionsdaten und Merkmale der
Fahrzeugklassifizierung nur noch an der Ermittlung der Maut mit. Die Anbieter kdnnen
dadurch nicht selbst sicherstellen, dass die Berechnung der Maut nach § 3 Absatz 4 Bun-
desfernstraRenmautgesetz erfolgt, wenn diese Berechnung durch das Bundesamt fur G-
terverkehr erfolgt. Durch die Anderung in § 4f Absatz 1 Nummer 2 wird klargestellt, dass
der Anbieter nur fir die korrekte Berechnung verantwortlich ist, soweit sie diese selbst
vornehmen.
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Zu

Der Zulassungsvertrag zwischen dem Bundesamt fur Guterverkehr und den Anbietern
muss nach § 4f Absatz 2 Satz 1 mit der Erganzung der Vertragsinhalte um die Nummer
14 eine fir alle Anbieter einheitliche Regelung zur Berechnung der Vergitung enthalten.
Die Berechnungsmethode muss den Vorgaben von § 10a Mautsystemgesetz entspre-
chen. Durch die Regelung der Einzelheiten in der Rechtsverordnung nach § 4h Satz 1
wird die Vergitung fur alle Anbieter in der gleichen Art und Weise berechnet, insbesonde-
re unter Anwendung derselben festen oder variablen Vergitungsbestandteile und auf Ba-
sis derselben Berechnungsgrundlagen (z.B. in Abhangigkeit vom jeweils abgerechneten
Mautvolumen, der Anzahl der von einem Anbieter bereitgestellten aktiven Fahrzeuggera-
te, der Zahl der Mauttransaktionen, der Anzahl der Rechnungen, der Art der Dienstleis-
tungen).

Zu

Nach der Grundintention des ABMG (8§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 ABMG in der
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Dezember 2004, BGBI. | 2004, S. 3122 ff), heute
8§ 4 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 Bundesfernstrallenmautgesetz, obliegt der
Nachweis Uber das Bestehen eines Rechtsverhaltnisses mit dem Betreiber grundsatzlich
dem Mautschuldner. Im Zuge der Einbeziehung von Anbietern in die Mauterhebung wurde
diese Grundregel auch auf den Nachweis des Bestehens eines Rechtsverhaltnisses zu
einem Anbieter durch den Mautschuldner erweitert. Zur Vereinfachung wurde fir Nutzer
von Fahrzeuggeraten ein automatisierter Abgleich in 8§ 4j Absatz 1 durch Nutzerlisten vor-
gesehen, die von den Anbietern laufend an das Bundesamt flr Guterverkehr Gbermittelt
werden. Fir Kontroll-, Ahndungs- und Uberwachungszwecke konnen im Bedarfsfall ge-
maf § 4j Absatz 2 von den Anbietern bestimmte Daten angefordert werden. Um einen
erganzenden automatisierten Nachweis bestehender Rechtsverhdltnisse zwischen den
Mautschuldnern und dem Betreiber beim Einsatz von Fahrzeuggeréten zu etablieren, wird
der Betreiber in § 4j Absatz 1 erganzt. Die Befugnis zur Abfrage bestimmter Daten in § 4
Absatz 2 wird ebenfalls auf den Betreiber erstreckt. § 4j Absatz 3 Satz 1 wird entspre-
chend um eine Nutzungsmdoglichkeit der Daten im Rahmen der Uberwachung des Betrei-
bers ergénzt.

Zu
Zu

§ 7 Absatz 2 Satz 1 enthalt die Daten, die das Bundesamt fur Guterverkehr und der Be-
treiber im Rahmen der Kontrolle verarbeiten durfen, insbesondere auch zur Nutzung als
Beweismittel. Informationen zu gesperrten Fahrzeuggeraten inklusive des Zeitraums der
Sperrung und des Sperrgrundes sind fur Kontrollzwecke bedeutsam und werden daher
erganzend aufgenommen. Dies gilt auch fir die Bedienungsdaten des Fahrzeuggerats,
die die jeweilige individuelle Konfiguration der Menteinstellungen und die Interaktion des
Fahrzeugflihrers mit dem Fahrzeuggerat nebst Ziindwechseln umfassen. Diese Informati-
onen liefern ndheren Aufschluss Uber die ordnungsgeméRe Funktion und Nutzung des
Fahrzeuggeréates und sind daher fur die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten als Be-
weismittel bedeutsam.

Zu

Aufgrund der Ermdglichung der Berechnung der Maut durch das Bundesamt fiir Giterver-
kehr wird mit der Ergénzung in § 7 Absatz 3 die Rechtsgrundlage fur die Verwendung der
erhobenen Daten im Rahmen der Anbietertiberwachung geschaffen. Die Verarbeitung der
erforderlichen Daten fur die Durchfihrung des Erkennungsprozesses wird zusétzlich zu
den Satzen 1 bis 3 geregelt, da hier von den Anbietern an das Bundesamt fur Giiterver-
kehr Ubermittelte Daten fir die Betreiberiberwachung in Bezug auf die Berechnung der
Maut im Auftrag des Bundesamtes genutzt werden. Nach den Satzen 1 und 2 werden
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Daten des Betreibers fiur die Betreiberliberwachung genutzt und Satz 3 regelt die Ver-
wendung der Daten der Anbieter flr die Anbietertiberwachung.

Zu

§ 8 Absatz 1 soll um einen klarstellenden Satz ergénzt werden, wonach Nacherhebungs-
bescheide mit Nebenbestimmungen versehen werden kénnen. Gemal § 36 Absatz 2
Verwaltungsverfahrensgesetz kénnen Verwaltungsakte, die nach pflichtgeméaRem Ermes-
sen erlassen werden, mit Nebenbestimmungen versehen werden. Allerdings besteht kein
EntschlieBungsermessen bezlglich der Nacherhebung von Lkw-Maut, da diese unter
Wahrung der Grundsatze der gleichmalRigen Gebluhrenerhebung und Gebiuhrengerech-
tigkeit nachzuerheben ist, wenn die Voraussetzungen festgestellt werden. Durch die Er-
génzung des § 8 Absatz 1 soll entsprechend § 36 Absatz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz
durch Rechtsvorschrift klargestellt werden, dass Nacherhebungsbescheide mit dem in
§ 36 Absatz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz vorgesehenen Instrumentarium an Nebenbe-
stimmungen versehen werden kdnnen. Hierdurch werden Nacherhebungen unter Aufla-
gen oder Bedingungen mdglich. Ein entsprechendes Vorgehen kann etwa in solchen Fal-
len angezeigt sein, in welchen naheliegende oder bereits mindlich bestétigte beglnsti-
gende Annahmen zu bestimmten Merkmalen von Fahrzeugen und der individuellen Be-
nutzung des mautpflichtigen StralBennetzes, die Auswirkungen auf die Hohe der Lkw-
Maut haben (etwa zulassiges Gesamtgewicht, Achszahl, Emissionsklasse, Strecke, etc.),
seitens des Mautpflichtigen im Rahmen seiner Mitwirkung noch durch nachzureichende
Unterlagen zu belegen sind.

Zu

Ein Aufrechnungsverbot gegen 6ffentlich-rechtlich festgesetzte Mautforderungen soll als
§ 8b eingefligt werden, da Nacherhebungsbescheide und hieraus bestehende Forderun-
gen als Massengeschéaft der Verwaltung erlassen und erhoben werden. Diesbeziglich
abgegebene Aufrechnungserklarungen filhren zu unnétigem Verwaltungsaufwand. Die
Geschéftsablaufe im Massengeschéaft werden durch die erforderliche gesonderte Prifung
des Aufrechnungsanspruchs erschwert. Durch ein Aufrechnungsverbot soll verhindert
werden, dass Zusatzaufwand entsteht, der einem einfachen, zweckmafigen und zlgigen
Verfahren entgegensteht. Die Norm soll explizit nur auf durch mindlichen Verwaltungsakt
(8 7 Absatz 7 Satz 1) und auf schriftlichen Verwaltungsakt (8 8 Absatz 1 Satz 1 und 2)
festgesetzte Nacherhebungsforderungen Anwendung finden. Der vom Betreiber und den
Anbietern privatrechtlich geltend gemachte Aufwandsersatz (Mautaufstellung/ Abrech-
nung) ist hiervon nicht berthrt. Das Bundesamt fur Guterverkehr behélt das Recht mit
Mautforderungen gegen andere Gegenforderungen aufzurechnen.

Zu
Zu

Die Anderung der Uberschrift des § 9 soll die Anpassung der Regelung zur Nutzung der
Mautdaten in 8 9 Absatz 6 wiederspiegeln. Die Nutzung der nach dem Bundesfernstra-
Renmautgesetz gespeicherten Daten erfolgt danach nicht mehr fir Geschéftsstatistiken,
sondern fir statistische Zwecke.

Zu

Die Regelung zur Loschung der Positionsdaten in § 9 Absatz 1a nach Durchlaufen des
Erkennungsprozesses nach Satz 1 bleibt inhaltlich unverandert, sofern der Betreiber und
die Anbieter wie bisher die Mauterkennung fur die von ihnen erhobenen Positionsdaten
jeweils selbst durchfiihren. Es wird lediglich eine sprachliche Klarstellung vorgenommen,
dass die Positionsdaten unverziglich nach Durchlaufen des Erkennungsprozesses auto-
matisiert zu anonymisieren und spatestens nach 120 Tagen zu ldschen sind.
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Mit dem neuen Satz 2 wird die Bestimmung um Ldschregelungen fir den Fall erganzt,
dass die Durchflihrung der Berechnung der Maut fur die Anbieter durch das Bundesamt
fur Guterverkehr erfolgt. In diesem Fall muss das Bundesamt fir Guterverkehr die Positi-
onsdaten unverziglich nach Durchlaufen des Erkennungsprozesses, welcher mautpflich-
tige von nicht mautpflichtigen Streckenabschnitten unterscheidet, automatisiert anonymi-
sieren und spatestens nach 120 Tagen léschen. Mit Satz 3 wird die Regelléschfrist fur die
bei den Anbietern gespeicherten Positionsdaten festgelegt. Die Anbieter missen die Posi-
tionsdaten unverziglich nach Erhalt der Mautbuchungsnachweise seitens des Bundesam-
tes fur Guterverkehr I6schen, spéatestens aber 72 Stunden, nachdem sie die Positionsda-
ten an das Bundesamt fUr Guterverkehr zur Erstellung der Mautbuchungsnachweise
Ubermittelt haben. Diese langere Loschfrist fir die Anbieter ist erforderlich, um diesen die
Maoglichkeit zu geben, die Richtigkeit der Mautbuchungsnachweise tberprifen zu kdnnen,
da die rechtzeitige und vollstandige Ubermittlung von den Anforderungen entsprechenden
Positionsdaten eine wesentliche Vertragspflicht der Anbieter ist.

Zu

In 8 9 Absatz 6 Satz 1 wird das Wort ,Geschéftsstatistiken* aus Grunden der Klarstellung
durch den Begriff ,statistische Zwecke" ersetzt. Die nach dem Bundesfernstrallenmautge-
setz gespeicherten Daten kénnen grundsétzlich nur von den Stellen verwendet werden,
die nach dem Gesetz zur Erhebung und Speicherung erméchtigt sind (Bundesamt fiir
Guterverkehr, Betreiber und Anbieter), da nur diese Uber die Daten verfiigen. Der Begriff
der Geschaftsstatistiken ist dabei mit der Unklarheit verbunden, wie weit die Erméachti-
gung zu Erstellung von Statistiken zur eigenen Geschéftstatigkeit geht.

Durch die Anderung soll klargestellt werden, dass die nach dem Gesetz gespeicherten
Daten in anonymisierter Form nicht nur fir interne Geschéftszwecke sondern flr statisti-
sche Zwecke jeglicher Art verwendet werden dirfen. Der Begriff der statistischen Zwecke
greift den Begriff in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 89 der Datenschutz-
Grundverordnung (EU) 2016/679 auf. Mit der Regelung des § 9 Absatz 6 ist weiterhin kein
Anspruch Dritter auf die Ubermittlung der anonymisierten Mautdaten verbunden. Die Re-
gelung steht eigenstandig neben § 9 Absatz 7, der die Ubermittlung bestimmter, aus-
driicklich genannter anonymisierter Mautdaten zur Verwendung ohne Zweckbestimmung
und durch jedermann an die mCLOUD oder ein Nachfolgeportal vorschreibt.

Zu

§ 10 Absatz 4 ist der Kostentragungspflicht in § 25a Stral3enverkehrsgesetz nachgebildet
und regelt Falle, in denen der Fahrzeughalter die Verfahrenskosten eines Ordnungswid-
rigkeitenverfahrens tragt. Halter von mautpflichtigen Nutzfahrzeugen versagen in zuneh-
mendem Male ihre Mitwirkung bei der Ermittlung des Fahrzeugfiihrers. Dies hat zur Fol-
ge, dass die wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des Bundesfernstral3en-
mautgesetzes eingeleiteten Bul3geldverfahren aufgrund fehlender Mitwirkung des Fahr-
zeughalters eingestellt werden, obwohl ein Verstol3 gegen die Mautpflicht beweissicher
festgestellt werden konnte. Da der Halter des Motorfahrzeugs oder die Person, die tGber
den Gebrauch des Motorfahrzeugs bestimmt (etwa der Mieter, Entleiher oder Leasing-
nehmer eines Lkw, soweit der Miet-, Leih- oder Leasingvertrag nicht deren Haltereigen-
schaft begriindet), auf die Benutzung des Fahrzeuges Einfluss nehmen kénnen, werden
die weiteren Mautschuldner im Sinne des § 2 Bundesfernstrallenmautgesetz (der Eigen-
timer, die Person, auf die das Motorfahrzeug zugelassen ist bzw. der das Kennzeichen
des Motorfahrzeugs zugeteilt ist) nicht in die Kostenregelung einbezogen.

Zu

Mit der Streichung in 8 11 Absatz 4 Nummer 2 erfolgt die klare Trennung der Kosten, die
dem Bund aus seiner Rolle als Mitgliedstaat der EU und den daraus resultierenden euro-
parechtlichen Pflichten entstehen und den Kosten des Bundes aus seiner Rolle als
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Mauterheber, die nach 8§ 4b vom Bundesamt fur Guterverkehr wahrgenommen wird. Die
Kosten der Durchfiihrung des Mautsystemgesetzes, die der Bund aus seinem Anteil des
Mautaufkommens leistet, sind die durch Verpflichtungen als Mitgliedstaat begriindeten
Kosten, insbesondere fur die Durchfilhrung des Registrierungsverfahrens der Anbieter
nach § 6 Mautsystemgesetz, das Mautdienstregister nach § 21 Mautsystemgesetz und
die Vermittlungsstelle nach § 28 Mautsystemgesetz. Die Kosten des Bundes als Mauter-
heber, wie die Durchfiihrung der Zulassungsverfahren fir Anbieter nach § 4c Bundesfern-
straRenmautgesetz, dienen der Mauterhebung insgesamt und sind damit auch allen Tra-
gern der Straenbaulast anteilig zuzurechnen. Die hierfir aufgewendeten Betréage werden
als Bestandteil der Ausgaben nach § 11 Absatz 1 nach Absatz 3 Satz 1 in Abzug ge-
bracht.

Zu (Inkrafttreten)

Die Regelung bestimmt gemaf? Artikel 82 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz das Datum des
Inkrafttretens.
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	Artikel 1
	Änderung des Mautsystemgesetzes
	Das Mautsystemgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1980), das durch Artikel 144 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
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	„§ 10a
	Vergütung
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	(3) „ Jeder zugelassene Anbieter stellt der zuständigen Behörde des Bundes oder der Länder die Informationen zur Verfügung, die die zuständige Behörde benötigt, um die Maut für die Fahrzeuge der Nutzer zu berechnen und zu erheben. Jeder zugelassene An...
	(3) „ Jeder zugelassene Anbieter stellt der zuständigen Behörde des Bundes oder der Länder die Informationen zur Verfügung, die die zuständige Behörde benötigt, um die Maut für die Fahrzeuge der Nutzer zu berechnen und zu erheben. Jeder zugelassene An...
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	17. § 21 wird wie folgt geändert:
	18. 21TIn § 22 Absatz 2 werden die Wörter 21T26T„2004/52/EG, der Entscheidung 2009/750/EG“21T26T durch die Wörter 21T26T„(EU) 2019/520, der delegierten Verordnung (EU) 2020/203 und der Durchführungsverordnung (EU) 2020/204“21T26T ersetzt.
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	24. 21TEs werden folgende §§ 33 bis 35 angefügt:
	§ 33 „
	Austausch von Informationen über die Nichtentrichtung der Maut
	(1) Die nationale Kontaktstelle für den Informationsaustausch von Fahrzeug- und Halterdaten im Sinne des Artikels 23 der Richtlinie (EU) 2019/520 zur Identifizierung des Fahrzeugs und des Eigentümers oder Halters des Fahrzeugs, für das der Verdacht be...
	(2) Das Kraftfahrt-Bundesamt darf die nach § 33 Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes gespeicherten und in Anhang I der Richtlinie (EU) 2019/520 genannten Fahrzeug- und Halterdaten aus dem Zentralen Fahrzeugregister durch Abruf im automatisierten Verfa...
	(3) Das Bundesamt für Güterverkehr darf die für eine Suche erforderlichen und in Anhang I der Richtlinie (EU) 2019/520 genannten Fahrzeug- und Halterdaten an eine nationale Kontaktstelle eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines ...
	(4) Die Übermittlungen nach den Absätzen 2 und 3 dürfen nur unter Verwendung des vollständigen amtlichen Kennzeichens im in Artikel 23 Absatz 3 und 4 der Richtlinie (EU) 2019/520 beschriebenen Verfahren durchgeführt werden.
	(5) Die zuständigen Behörden des Bundes oder der Länder dürfen die für eine Abfrage nach Absatz 3 erforderlichen und in Anhang I der Richtlinie (EU) 2019/520 genannten Fahrzeug- und Halterdaten an eine nationale Kontaktstelle eines anderen Mitgliedsta...
	(6) Das Kraftfahrt-Bundesamt teilt einem betroffenen Halter (betroffene Person) auf Anfrage für den von ihm benannten Zeitraum unverzüglich mit, welche nach § 33 Absatz 1 Straßenverkehrsgesetz gespeicherten personenbezogenen Daten dem Mitgliedstaat od...

	§ 34
	Informationsschreiben über die Nichtentrichtung der Maut
	(1) Hat die zuständige Behörde des Bundes oder eines Landes den Verdacht, dass die Maut nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig entrichtet wurde, und den Halter oder Eigentümer eines Kraftfahrzeugs auf Grund einer Abfrage im Sinne des Artikels...
	(2) Das Informationsschreiben ist in der Sprache des Zulassungsdokuments des Fahrzeugs oder in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaates zu übermitteln, in dem das Fahrzeug zugelassen ist.

	§ 35
	Zentrale Anlaufstelle
	Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur benennt eine zentrale Anlaufstelle für Anbieter, wenn mindestens zwei elektronische Mautsysteme in Deutschland betrieben werden. Die Benennung ist vom Bundesministerium für Verkehr und digit...




	Artikel 2
	Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes
	Das Bundesfernstraßenmautgesetz vom 12. Juli 2011 (BGBl. I S. 1378), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 29. Juni 2020 (BGBl. I S. 1528) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 4 wird wie folgt geändert:
	„(3a) Erfolgt die Berechnung der Maut für die Nutzer von Anbietern im Sinne des § 10 Absatz 1 und des § 11 Absatz 1 des Mautsystemgesetzes, einschließlich des Erkennungsprozesses und der Ermittlung der abschnittsbezogenen Erhebungsdaten und der Erstel...

	2. § 4f wird wie folgt geändert:
	3. § 4j wird wie folgt geändert:
	4. § 7 wird wie folgt geändert:
	5. In § 8 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt:
	6. Nach § 8a wird folgender § 8b eingefügt:
	„§ 8b
	Aufrechnungsverbot
	Gegen Mautforderungen, die durch Verwaltungsakt nach § 7 Absatz 7 Satz 1 und § 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 festgesetzt werden, ist die Aufrechnung nicht zulässig.“


	7. § 9 wird wie folgt geändert:
	8. In § 10 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 angefügt:
	(4) „ Kann in einem Bußgeldverfahren wegen einer Zuwiderhandlung gegen Absatz 1 Nummer 1 und 2 der Führer des Motorfahrzeugs, der den Verstoß begangen hat, nicht vor Eintritt der Verfolgungsverjährung ermittelt werden oder würde seine Ermittlung einen...

	9. In § 11 Absatz 4 Nummer 2 werden die Wörter 26T„dem europäischen elektronischen Mautdienst nach § 4a und“26T gestrichen.


	Artikel 3
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2021 in Kraft.
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